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L AbhandlxingeiL

Aktenstücke zur Geschichte der badischen Concordats-

bestrebuügen in der Zeit Napoleons I.

Von

Theodor Lndwler,
Duxeiitcn der Gf^tchirlitf an-^r l iüversitat Siratsburg.

Erster Teil.

Bei Vorarbeiten für eine Geschichte der badischen VerwaU

tung in der Zeit Napoleons I. fand ich im Grossherzogl. Haus-

und Staats-Archiv, für dessen Erschlies««ung ich der hohen Gross-

herzoglichen Staatsregierung zu tieisteui Dank verptlichtet bin,

die nachstehend a1)gedruckten Aktenstücke. Ihr Inlmlt scheint

mir eine vollständige Wiedergabe zu lohnend Eine eigentliche

Bearbeitung muss ich natürlich meinem Buche vorbehalten ; nur

die untiiilbehrlichsten BeiiH'rkun^'cn ül)t'r die Situation, in welcher

diese Dokuiuente entstaudtii, üolien hier in Kürze vorausgeschickt

werden, wobei neben einigen neuen Aufschlüssen vielfach bloss

an Bekanntes zu erinnern ist'.

* Ich möchte' nicht unteilassen, Henri Aichivdirektor Geh. Rat Dr. Fr.

V. Wf'i'ch fiir manniufiu hr« t:j:ntige L'nterstfltzunj^en bei der kh^non IMihU-

kation auch an dieser Stelle meinen vprbindHchst<»n Dank abzustatten

* Vj?l. im alltretneinen : O. Mojer, zur OeHchicbte »If^r römisch ili uUst hen

Fra^e, 3 Teil--. Kü.stuck, StiUer, 1871 und 1872, Fnnburg, iMobr, 1S8:.. —
Laspe^ res, Anzeige der Schritt : die katholischen Zustünde in liaden, Kegeiw-

burg 1841, und der Krwiderung von NebeniuH auf dieselbe, in Krit Jahr-

Deutscitc- Zritttchr. f. Kirchvarecht. XII. 2. 12



108 Abhaiidiiingeii.

Der politischen Abtretun«? <^<^^ link* n liluimdcrs an Frank-

reich durch den Frieden von Luntviile tulgte schon am 29. No-

vember 1801 die Loslösung dieser Gebiete aus ihrem kirchlichen

Verband mit deutschen Bistümern und Erzstühlen durch die Oir-

cumscriptioDsbuUe Qui Christi Domini vices. Infolgedessen blieb

aui (l(')ii rerhtoii Rheinufer von einer ganzin ]^ilM' Diözesen nur

ein mehr oder weniger beträchtlicher Torso iibri^', verschiedene

Kathedralkirchen lagen in den an Frankreich cedierten Städten.

£ter Reichsdeputationshauptschluss vollendete durch die allge-

meine Säkularisation ^ mit der einen Ausnahme zu gunsten des

Reichser/kciii/leis. Kurfiirsten-Jilrzbi*elR>fs von Mainz, Dall)erg —
den Umsturz der alten Kirchenverfas^>ung. Es ergab sich daraus

für die katholische Kirche auch in einem grossen Teile Deutsch-

lands die Notwendigkeit einer Reorganisation ihrer Verwaltung,

wenn auch nicht, wie in Prankreich, diejenige der Wiederher-

stellung des Kultus selbst: nur provisorisch wunku die alten

Verliältnisse sowohl voiu Papst als dein Reichstag für fortdauernd

erklärt

Dabei durchkreuzten sich indes die verschiedensten Interessen.

Der Reichsdeputationshauptschluss nahm den Abschluss eines

Reichs( (»iKDidats in Aussicht, das selbstverständlich nur für die

niclit österreichischen oder |}ieus^i>elien Länder gelten konnte.

Der Kaiser wünschte eine derartige Lösimg, weil sie seinem Ein-

iluss zugute kam. Auch Dalberg strebte sie an, aber im Inter-

esse seiner Metropolitanjrewalt. Die siiddeutMchen Staaten da-

gegen, uelche hMn])ts<(( lil Ich in l>t t rächt kamen, zngen im Ein-

klanir mit ihrer übrigen Pohtik 8onderconcürdate vor. Sie landen

Unterstützung bei JNapoleon, welcher naturgemäss zunächst die

büchor iiir (liMit<*'bt' Ht'rlit<iwiss'f«n!«eh!ift, li.-^'r. v Kit hter, fortgos v. Scliin'i-

der, Ci. Jahrg.. iiil. 11, .S. 51u iL, OUÜ Ü, — .1. v. Longner, Hcitnig»" zur

Geschichte der oborrhoinischen Kirchenprovinz, Tübingen, Laupp, 18(58. —
J. Beck, Freiherr J. Heinrich von Wegsenberg. 8ein Leben und Wirken.

Freibarg, Wagner, 1863. — Politische Conrespondenz Karl Friedriehf» von

Baden 1788—1806. Hrsgeg. von der Badischen Historiechen KommtRsioDt

Heidelberg, Winter. Bd. IV, V. bearb. von K. Obser.
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zentril'ugalen Tendenzen beförderte, bis seine Haltung nach dem

Ab.schluss des Rheinbundes ebenso begreiflicherweise in das ge-

rade Gegenteil umBcblug. Die Kurie ihrerseits war schon der

leichteren Unterhandlung halber gegen Partikularverträge und also

ftir ein Reichsconcordfit, von welcliem <<ie überdies eine indirekte

Modifikation der jo!>c'i>hinischeu Kirciteugesetzgebung in Oester-

reich erhoffte.

Ebensowenig wie über den Geltungsbereich der zukünftigen

Abmachungen fehlte es an Differenzen über ihren Inhalt. Doch

begegneten sich hier nur zwei, dafür allerding« nahezu unver-

söhnliche Bestrebungen. Die alten kuinalistischen Doktnueu

stossen überall auf das neue territorialistische Kirchenrecht.

Seine Wirkungen waren nur im ganzen ausserhalb Oesterreichs

sozusagen latent geblieben, so lange die durch altes Herkoromen

gerempelten Beziehungen zwischen reichsunmittelbaren Bischöfen

und ihren weltlichen Mitständen existierten, und die katholische

Kirchenregierung ihren 8itz überall in reichsunniittelbaren Ge-

bieten hatte. Sie traten aber sogleich hervor, als es sich um
die Neuordnung des Verhältnisses zwischen Landesherren, welche

Souveräne, und Bischölen, die ihre Unterthancn geworden waren,

Imndelte.

Baden befand sich in einer besonders schwierigen liii(^o. AV'ie

das Grossherzogtum seit der Kheinbundsakte territorial konsti-

tuiert war, gehörte sein Gebiet zu den sechs alten Diözesen

Mainz, Würzburg, Wonns
, Hpeier, Strassbur»^ und Kuiistjuiz,

unter welchen auf die letztgenannte der giu^ste Anteil kam.

Mainz, dessen Sitz 1803 auf Regensburg transferiert worden war,

Worms und Konstanz waren in Dalbergs Hand vereinigt; und

da die Inhaber der drei anderen Stühle nacheinander wegstarben,

re])iiiseiitiei te der Grossherzog von Frankfurt — Erzbischof von

Regensbiii ir /.uletzt ganz, allein die legitime katholisch-kii ehliehe (le-

walt in Baden. Darin lag insofern für die badisrhe Regierung

ein Vorteil, als statt mit einer Vielheit von Bischöfen neben

schwachen (}i*dinariaten nur mit dem einzigen Dalberg zu ver-

12*



170 Abhandluiigen.

baiidclii war, dessen AiiscliiiiniiiL^f n sich mit dem territorialisti-

schen Kircheurecht wenigstens nühe und maunigt'acli l)erührten.

Aber stärker war doch der Nachteil, dass dieser dreifache Diöze*

sanbiachof zugleich der Metropolit war, und, weit entfernt seine

erzbiscböflichen Rechte auf/ugeljcn, viehnehr auf ihre Äusgefit«!-

tun^ zu einem deutschen Patriarchat sann, was in l\()nse(|ui nz

des rheinbündueriächen Souverämtätsbegrlüs in Karlsruhe wenig

Anklang fand.

Die badiscbe Regierung verfuhr bei ihren Versuchen, die

Verfassung der katholischen Kirche im Grossherzogtum neu zu

ordnen, durcliaus nach den Lehren des territoiialistischcn Kir-

chen rechts und knüpfte mit vollem Bewusstsein an die josephi-

nische Gesetzgebung an, welche sie im Breisgau vorfand. Sie

hielt sich daher berechtigt, die staatlichen Hoheitsrechte gegen-

über den anerkannten Kirchen und besonders der katholischen

ini voraus cinst itiir vn hestimmen. Dies geschah zuerst im 3. Or-

ganisationsedikt über Keligionsühung vom 11. Februar 1803 und

dann im 1. Konstitutionsedikt , die Kirchliche Staatsverfassung

des Grossherzogtums Baden betreffend, vom 14. Mai 1807 ^

Steht das erstere noch auf dem Boden des alten Reichsrechts

und träj^t viel von dem Wesen der altlu i konimliclit u Keli^^Monsrc-

versalien an sich', so entsprang das zweite dem Vollgefühl der

Souveränität und setzte sich ausdrücklich die Neubildung fester

Rechtsnormen in dem allgemeinen Fluss aller Verhältnisse zur

Aufgabe. Beide schufen landesherrliche Behörden für die Aus-

übung der Kirchenhoheit.

Allein die badische Regierung war sich bewusst, mvh\ alle

Beziehungen zwischen Kirche und Staat in dieser Weise ein-

seitig regeln zu können. Was die herrschende Doktrin die mere

spiritualia nannte, lag so wie so ausserhalb ihrer Sphäre. Allein

es blieb zwischen dem Gebiet, welclies der Staat sich selbst vin-

Das Oig;uiisationsedikt li<'gt nur in Einxeldruck vor; da» Konstitutionn-

edikt bei Winkopp, der Rbeinische Bund 257 ff.

' LiwpejreB a. a. 0. 530.
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dizierte und demjenigen, weiches er der autonomen kirchlichen

Verwaltung ttberliesa» ein grosses und wichtiges Grensland, in

welches u. a. die ganze äussere OrganiHation der katholisrheti

Kirche in Baden ti(*l. Ausdrücklich verwies das 1. KonstituüüUb-

edikt hierfür auf ein ( *oncordat^

Die auf ein Heichsconcordat abzielenden Wiener Verhand-

lungen von 1804 zwischen dem Nuntius Severoli, dem Reichs-

referendar von Frank und Dalherirs Vertreter (Teheimen Hat

von Kolburn beol)jiclitete Baden zieuiluh ini.str;LULsi:h; immerhin

lernen wir dabei sein kirchen politisches Programm kennen. Der

Kern desselben war damals die Bildung eines einzigen, das ganze

Grossherzogtum einschliessenden Landesbisturos, übrigens unter

Anerkennung der Metropolitanrechtc „nach dem Sinne und Plan

des Emser Concordats'* -
(!) »Später dachte man auch an die Er-

richtung zweier Bistümer oder gar eines Erzbistums und Bistums.

Die vorwaltende Absicht blieb indes stets die nämliche : ^Aus-

schluss jeder bischöflichen Jurisdiktion, deren Sitz nicht im Lande

lag, Durchführung ilci- politisehen Einheitsidee auc h in der katli*»-

lisch-kirchlichen Urganisation. Die AViener Konferenzen ver-

liefen resultatlos, ebenso, wie die persönlichen Besprechungen

Dalbergs mit Pius VII. in Paris. Aber wohl zu Anfang 1806

drängte Napoleon — ob nur gegenüber Baden, vermag ich nicht

geniiu /-u >i\'^vn - auf endlichen AbschlusH eines ( 'oncordats.

Als Unterlage für tlerartiire A'< rliandiungen , deren Ort man in

Paris vermutete, befahl der Kurfürst am 27. Januar 1606 dem

Geheimen Rat Priedrich Brauer die schleunige Vorlage eines

doppelten Entwurfes «je nachdem von dem künftigen Landes-

' Vgl. Art 20,

* Vgl. Fmtitx, da« Projekt eines Reieba'Concordata und die MUener

Konferensen von 1804. (Festgabe der Kieler Jaristenfakult&t %u Jheringe

50j&brigem Doktorjubil&um am 6. August 1892. Kiel und Leiptig, Lipsiut

und Tischet, 1892.) Femer Polit. Con-. Kurl Friedrichs IV., 8»5, Nr. 485.

— Instruktion de^ Ufheimen Rats für den badisehen Gesandten in Wien,

V. Gcnimingen, 29. Juni 1803, auf dessen Bericht vom 7. Juni, 1. c. 391,

Mr.m
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172 Abhandlongen.

bischof die geistlichen Suchen entweder an einen deutbcheii Metro-

politen oder aber . . . unmittelbar an den päpstlichen Stuhl . . .

gebracht werden

Die von Brauer bereits am 14. Februar eingereichte Ailjeit

ist es, welche ich unten au eibttr Stelle mitteile*. In ihrer An-
lage entspricht sie dem erteilten Befehl insofern nicht ganz ge-

nau, als Brauer nur den zweiten, unmittelbar von der Stellung

des Landesbischofs handelnden Artikel in doppelter Form, alles

übrige aber, weil in beiden Fällen gleich, nur in einer Redaktion

abfiisbtt'. Pcisünlich zog er der direkten ITiiterordnung des kunl-

tigen Laudesbistums unter die Kmic (licjenige unter einen deut-

schen Metropoliten vor; dieser Fall ist daher dem Entwurf prin-

zipiell zugrunde gelegt. Ausserdem aber war Brauer überzeugt,

dass der Kurfürst kraft der im Pressburger Frieden erworbenen

Souveränität sein Concoidal unabliiingig vom Reichstag und einem

Keichsconcordat betreiben könne. Deswegen gab er seinem Plan

von vornherein die Gestalt eines hadischen Sonderconcordats.

Brauer hat die höchsten, leitenden Stellen nie erreicht';

aber trotzdem war der kenntnisreiche und strenge Jurist von

1H02 bis 1808 geradezu der (iesetzgel»er Badens und hat auch

später bis an seinen im November 1813 erfolgten Tod — man
denke nur an die Einführung des Code Napoleon in Baden! —
einen bedeutenden Einfluss besessen. Er war ein im ganzen alt-

gläubig gebliebener Lutheraner, betonte aber viel weniger die

* Polit. Gorresp. Karl Friedrichs V, 481, Nr. 481 ; Obaer v«rwei«t zugleich

auf Brauers Arbeit — Nach dem Konzept der Ordre (Akten. Haus» und
Staate-Archiv. DL Religions- und Kirchensacheiit Fass. 1, 27. Jan. 1806 ; die

AuBfertigong Fass. 118) wäre der Auftrag^ auch an den Geh. Refei'endär

Klttber gerichtet gewesen.

* Akten Hfaus] u[nd] Stlaats] A{,rGhivJ, Abt. III, Religions« u. Kirchen*

sacben, Fasz. 113.

^ Vgl. über Brnnrr vor allem den tveftiicheTi Ahriss ächeukel.-s in Wcech,
Badi«eh(! Riojrraphien

,
Hpidelberp, Bassermann, lö75 ff., I, 117 ff. Cl. Th.

Perthes, polit isclip Zivtruul«' und Personen in Deutsehlaml /ur Zeit tler Irau-

zösischen Herrnehati. (.iullia 1862 ff., I, 410 ff. Mejer a. a. 0. I, 282, n. 2;

289 ff. Allgemeiac deutsche Biographie 3, 263, von Wecch.

Lyiyui^üd by Googl
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«lofiiiiutisch-spekulative Seite der KeligioD als ibron praktischen

Charakter einer Bittlicheu Erziehungsanstalt. Irgendwelche

Feindseligkeit gegen die katholische Kircbenlehre lag ihm darum

ganz fem ; in seinen Denkschriften pflegte er die Notwendigkeit,

tiich auch d;i>> Vertrauen der Kutholiken zu erwerben, stark lier-

vorzubel)en. Ah»'r ala Kirchenpolitiker war er entschiedener Ter-

ritorialist; die beiden oben erwähnten Heligionsedikte sind eben-

falls sein Werk. Mehr im Geiste des älteren derselben ist der

damals von ihm vorgelegte Concordats-Entwurf gehalten.

Die erwartete Xegotijitinn w ut ile jedoch nicht eröt^net. Statt

dessen crbchien ün Sommer iHUb der Nuntius Deila Geuga, nach-

mals Papst Leo XII» in Hegensburg mit der Mission zw Ver-

handlungen sowohl mit dem Reich als den Einzelstarten. In-

des das erstere löste sich unter den Augen des Prälaten alsbald

5111 1 , i s Illieben nur die Erörterungen mit den letzteren übrig

und zwar /uci>t mit Bayern.

In Karlsruhe verfolgte man deren übrigens resultatlosen

Gang mit begreiflichem Anteil, ohne viel genaues zu erfahren.

Da kündigte endlich Deila Genga in einem an den Staatsminister

von Gayling gerichteten Schreiben aus Augsburg vom 3. August

1807 seine baldige Ankuui't in Baden zur Verhandlung über ein

Concordat an und bat um vorläufige Suspension des Kirchen-

konstitutionsedikts ^

Dieses Ansinnen wurde m der von Baner konzipierten Er-

widerung Gaylings eiitsclueden abgelehnt. Zum Ahscliluss eines

Concordates aber war man sehr bereit*. Seinen Entwurf vom

14. Februar 1806 hielt jedoch Brauer nicht mehr für eine hin-

reichende Grundlage; er hatte schon etwas früher ausdrücklich

l'estgestellt, „dass nach erlangter völliger Souveränität dieses Pro-

jekt zum Vorteil der Staatsgewalt nach den Cirundsatzen der

französischen und josephinischen Verfassung wesentliche Aende-

mngen erleiden muss, wovon mehrere schon durch das zu ver-

* Akti'ii. II.- u. St.-A. ILl, KcligionHiiacbeQ, 113.

' Akten wie oben.
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gleiclieiule KirclicnkonHtitutions-Edikt von dicseiii .I.ilir anprediMitot

sind" ^ Jetzt beauftragte daher das Polizeidepartement, dessen

Direktor Brauer selbst war, die beiden Uofräte Graf von Benzel-

Stematt und Ohl mit der Führung der bevorstehenden Verhand*

lungen unter Leitun^^ des Departements auf der Basis des Kirchen-

konstitutionsediktB und der älteren Beratuntyen über diisen Stull ~.

Sogleich zeigte sich eine tiefgehende Diliereuz zwischen den

Konmussarien: Benzel-Stemau wttnschte möglichst engenAnschluss

an das Muster des französischen Ooncordates, während Ohl die

deutschen sog. Ooncordata principum aus der Zeit des Basler

Konzib und die Kinser I^unktation als l)cstc (-Trundhige ansah \

Ehe hierüber eine Entscheidung erfolgt wai-, nahm aber die

ganze Angelegenheit eine Uberaus brüske Wendung. Deila Genga

war nach dem Scheitern der bayrischen Verhandlung am 25. Sep-

tember 1807 in Stuttgart eingetroffen und hatte dort verhältnis-

mässig schnell eine VereinbaninjE^ erreicht, deren Luterzeichnung

am 31. Oktober gesichert schien. Ai)er am 1. November erklärte

der Nuntius, Befehl zum Abbruch der Verhandlung und zur Ab*

r^se nach Paris zu haben und verliess Stuttgart

Die Ursache lag in der bereits oben angedeuteten prinzi-

piellen Aenderung der Haltuiig Napoleons. Der Kaibcr dachte

im Herbst 1807 an einen weiteren Ausbau d(*s Rheinbundes, wo-

zu Dalberg an seinen Hof berufen wurde. Damit vertrug sich

der früher von ihm begünstigte Abschluss von Landesconcordaten

nicht länger ; indem Napoleon einigermassen an die Stelle PVaii/. 1

1

trat, adoptierte er hierin von selbst auch dessen Gesichtspunkte.

Er wollte daher jetzt ein gemeinsames Concordat des gesamten

Blieinbundes und zwar jedenfaUs in enger Anlehnung an das

französische; diese Verhandlung aber sollte unter seinen Augen

• Akten. H.- u. St,-A. III. Rp]if?ions- uiul Kirchensuthon, ll:>. Zusati

Braucrä vom 29. Juni 1807 zu seiucn An/,t.'ii,'L' vom 14. F. br. 1ÖÜ6.

' Akten wio oben, Beschluws des Pulizeiüep., 11. Aug. 18u7.

• Akteu wie oben. Gutachten Benzol -Sternaus, 10. Okt., und Oehlt«,

3. und 22. Okt 1807.
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gefühlt Avcrdcn. Deswegen verbot er, und zwar wahrscheinlich

sowohl der Kurie als den süddeutschen Königen, die Fortsetzung

ihrer Separatverhandlungen ; die Wirkung war die Abreise Deila

Gengas, welches aucli dessen Motive im einzelnen gewesen sein

mögen

Der badische Gesandte von Uaynau in Stuttgart hatte seine

Regierung ziemlich genau über den Inhalt der württembergischen

Verhandlung informiert*. Allein dieses Vorbild wurde jetzt

wertlos, wo die Vt rhaii(llunff nach Paris ^M'/oi^en wurde. ()hl

riet freilich auch in diesem Fall möglichst wvm^ von den fran-

zösischen Einrichtungen anzunehmen. Beiizel-lStemau aber be-

antragte, «das alte deutsche Gerfimpel'^ liegen zu lassen und rfick-

sichtslos die Vermittelung Napoleons anzurufen; er wünschte

die einfache Reception des frau/iösischen Concordats, ja soc^ar

die Unterordnung des künftigen badischen Landesbistuuis unter

einen französischen Erzbischof^.

Das Polizeidepartement hatte zuerst, als noch die Möglich-

keit von Verhandlungen in Karlsruhe bestand, mehr Ohl beige-

plliclitet ; aber nachdem die Verlesrung nach Paris entscliicden

war, resignierte es sich, Benzel-Sternaus Antrag beizutreten und

somit das französische Concordat au Stelle des Kirchenkon-

stitutionsedikts als Basis anzunehmen, freilich mit dem lebhaften

Wunsche, das Edikt dabei dennoch zu behaupten*.

Renzel-Sternau hatt<» mm aber weiter auch die Zuziehung

einiger katholiscUea Theologen verlangt Die vier Geistlichen,

* 0. Mejer, die Concordataverhandlungen WttrttembeigB vom Jahre

1807. Stuttgart, Heisler, 1859. Vgl. derselbe, twt Geschichte der römitich«

deutvchen Frage I, 259 ff. Vgl. d^HauasonviUe, T^gHse Romaine et le pre>

mier Empire II, 335 ff., bes. H58.

' Akt«'!!. H.- n. St.-A. III. Religions- und Kircheu.sacheii , 113. Be-

richto Hiiynau's 24., 28. und 30. Okt. 1007. Ebenda auch da« Wttrttember-

gis« h'^ Zirknl.ir vom 7. Nov. 1807.

^ Akt«_'ii wie oben. Gutachten Benzel'Stcmau'd, 23. Nov., und Oehla,

18. Nov. 1807.

* Akten wie oben. Beachlüsse vom 8. und 24. Nov. Iöu7.
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176 AbbandluDgen.

welchen dalu r seine und Ohls Aiisfiihriingeu ül)er die Anwend-

barkeit dett iranzösischen Concordats aul' Baden vorgelegt wur-

den, erklärten sich sämtUcb besonders deswegen dagegen, weil

die französische katholische Kirche wissenschaftlich nnd sittlich

viel tiülV:!' als die deutsche stehe. Uehrijj^(>iis lioh < )hl nachher

hervor, da«» sie in ihren Wünschen erhehlich weiter giengen, als

die Regierung ^ Biner von den vier Sachverständigen, der Geh.

Kirchenrat Rothensee verfasste bei diesem Anlass zugleich einen

vollständigen Entwurf eines Concordats; ich lege seinen vom

3]. 1 )<'/fiiibür I8ü7 datierten Aut'>atz an zweiter Stelle unten vor.

Rothensee (1750—1837) wirkte in seiner Jugend kurze Zeit

als Professor der X^hilosophie, wurde dann Mitglied des bischöf-

lich-speyerischen Ordinariats und nach des letzten Fürstbischofa

Wilderich Tode 1811 dessen Direktor; er war Priester. Zu den

.Tosephinern gehörte er eigentlich nicht: vielniciir wnv er im

J)ognia streng kath<>lis( b, aber zu Ketoriueu iu den Acusseriich-

keiten des Kultus wohl geneigt'.

Die eben angedeuteten Vorarbeiten der badischen Regierung

waren abermalB vergeblich. Der Rheinbund erhielt eben so wenig

ein gemeinsunies (Huicordnt, wie eine lebendige politische Ver-

fassung; unverrichteter Dinge schied Dalberg von dem Kaiser.

Im (iegenteil begann der Konflikt zwischen Napoleon und Pius VII,

dessen Verlauf hinreichend bekannt ist. Bald wurden durch die

Gefangenschaft des Papstes Sonderverhandlungen der Rheinbunds-

staat^'u völlig unmöglich; andrerseits Idithcn sie von der Ent-

wickelung der kaiserlichen Kirchenpolitik darum doch nicht un-

berührt. Dalberg nahm Sitz und Stimme auf dem Pariser Kon-

zil. Ich hoffe später noch aus den mir vorliegenden Akten einige

* Akten wie oVu'ii. (iutuchten des Cleh. WaU (iüvtler. Bruclisal s. d.,

praes. im Polizeidep. 25. Jan. 1808, Geh. Kirchenrat» Rothensee, Bruchsal

31. Dez. 1807, Kiich.nirut^ Brunner. Karlsnihe 15. Jiin. lui.l Geistl. Rata

HnbpHin, Freiburg, 20. .lau. 1S08. l)a/ii spezielle Bemerkungen Oehl», sowie

dessen zusamnientasfieiiili s (i ut a( ht<'ii v<nu 31. Jan. 180H.

^ Vgl. Anin. 19. r» l). r K«it Ikh-.. «> vgl. F. Rössing in Weech, badische

Biographien II, 209; v. Sciiulte, Allgem. deutßcho Biographie 29, 360.
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Momente für die Haltung der badischen Regierung in dieser

Krise anzuführen.

Aussiebt uiü" neue Verbandlungen scbien erst jenes von

^'ajjoleon am 25. Januar 1813 persönlich Pius Yll abgerun-

gene sog. Concordat von Fontainebleau zu eröffnen. Gross-

herzog Karl befahl auf die Nachricht davon sogleich neue Be-

ratungen Ober ein badisclies Landesconcordat*. Im Verlauf der>

selben entstand auf Vennilassim^' liraiuM s ein |zrr)ss»'iri- X'ortiag

des («eistlichen Ministerialrats Häberlin, vom 16. Oktober 1813;

ich gebe aus demselben den Teil wieder, welcher das allgemeine

Verhältnis zwischen Staat und Kirche entwickelt'.

Häberlin (1760—1827) war noch unter Josepb II Stadt-

Ijfaner von St. Martin in Freibiiig geworden. Er vertrat das

jüsepbiniscbe Staatskirclienrccbt mit äusserstem Nachdruck; ge-

rade die hier erwälmte Denkschrift giebt einen vortrefflichen Be-

griff von der Anschauungsweise dieses in der badischen Kirchen-

politik seinerzeit äusserst einilussreichen Theologen^.

Die iululge des Ooncordats von Fontainebleau in Karlsruhe

eingeleiteten Ministeriaiberatungen nahmen den unter Grossli er-

zog Karl 80 häufigen ungeordneten Verlauf, welchem allerdings

in diesem Fall die Zeitumstände zu einiger Entschuldigung dienen

mögen. Erst als die Eröffnung des Wiener Kongresses vor der

Thüre stand und dort eine Aktion der Kurie zu erwarten war,

legte am 3. September 1814 der Geistliche Ministerialrat Schäfer

einen neuen Concordatsentwurf vor, das letzte der unten folgen-

den Aktenstücke^

Schäfer (1767—1823) war Priester, wie Häberlin; er hat

* Akten. H.- u. !St.-A. III. Religion^- und KircUensucheu, 114. Ordre

vom 16. Febr. 1818.

' Akten. IL* u. St.>A. III. ReligionB* und KirchenBachea, 110. Gut-

achten Hilberlins 16. Okt. 1818; vgl. Haberlins Konzept, Faaz. 116, 80. Sept.

1813.

* Uebei* U&bertin vgl. Weech, Bad. Biogr. I« 325; AWg. deutsche Biogr.

10, 276, von Reuseh; Mejer, rüinisch-deutdcht: Fni«;r F. 386 tt'.

* Akten. H.- u. St.-A. III. Relif^ions- und KirchenHaclion , 114, 9, d.;

die dazu gcbOrige Denkschrift, 3. äept 1814, in Fasz. UO.
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sich bcbonders um das batlische Schulwesen Verdienste erworben

Wie jener, gehörte auch er unter die entschiedenen Josephiner

;

nur auB opportunistischen Erwägungen war er 2. B. im Eherecht

zu Konzessionen bereit.

Keines der vier Aktenstücke, deren Entstehun^^suMNcliiclite

ich in groben Umrissen zu /l iclinen versucht habe, kann als eine

förmliche und authentische Erklärung der badischen Regierung

gelten. Von Häberlins rein begutachtender Denkschrift abge»

sehen sind auch die drei Concordatsprojekte nie in ordentlicher

Beratung dn- zustänJi.'^cn Stellen gebilligt worden; sie tragen

insofern niu* den Charakter persönlicher Meinungsäusserungen

ihrer Verfasser. Trotzdem wird man ihnen unter verschiedenen

Gesichtspunkten einiges Interesse abgewinnen können. Es ist an

sich anziehend, den Standpunkt einer so bedeutenden Persönlich-

keit, wie Brauer gewesen ist, in einer Frage von derartiger "Wich-

tigkeit noch genauer, als in den beiden Religionsedikten kennen

zu lernen. Femer weisen unsere Aktenstücke beachtenswerte

Nuancen der im allgemeinen gleichen territorialistischen Grund*

anschauung auf; es spricht in ihnen der protestantische Jurist,

ein relativ strenger katholischer Theologe und zwei entschiedene

Josephiner. Endlich bringen doch wenigstitns Brauers und wohl

auch Schäfers Entwurf bei der ganzen Stellung der Verfasser

immerhin die vorherrschenden amtlichen Tendenzen und deren

EntWickelung zum Ausdruck. Sowohl für die Kenntnis der badi-

sehen Kircbenpolitik als für die persönliche Beurteilung ihrer

Leiter ist darum, wie mir scheinen will, dieses Material der Be-

achtung wert

I.

Ent w n r f eines C o n c o r d a t s

von dem Gebeiau n Kut F r i e d r. Brauer.
14. Fehmar 1807.

(Haus- u. Staats-Archiv. III, Beligions- u. Kirchensachen,

Fasz. 113).

' F. Kösfliug bei Weecb, Bad. ßiogr. II, 243.
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Erstes Projekt,
iiir den Fall der Unterordnung den Landesbiachofs unter einen

Metropoliten ^

I. Umfang der katholischen Landeskirche des

B a d i s c Ii e u C u r s t a a t e s.

l.

Die l\Mtliolische Religion wird in allen denen Landen und

Orten des Kurstaates wo sie dermahlen eine öffentliche Reit-

gionsfibung mit pfarrlichen Rechten hat, zu ewigen Tagen bey

ihrer IVeyen Relij^ionsübung erlialten und ;,M's< liiizt, ohne d.ass in

ihren Kirchen, 8chulen, oder milden Stillungen jemals andere

Religionsverwandte zum Mitgebrauch und Mitgeuus derselben zu-

gelassen ^'erden dürfen; wogegen hinwiederum die Katholische

Kirche an den Tempeln, Kirchenmessen, Schulen und milden

Stiftunjfen der protestantischen Kirchen des Kiirstaates nie einen

Mitgeniis verlangen oder im sich ziehen, wtiiiirer noch sie von

ihrer ReligionsUbung und deren Rechten mittelbar oder unmittel-

bar Yerdrängen wird.

2.

Hieidiin lMvird jedoch keinem llcli^ionstlu-il m n-nen Otthcn,

wo von b(;eden TUeüeu schon damahlen eine gemeinsclml'tliche

ReligionsUbung besessen wird, an ihren wechselseitigen Rechten

und Verhältnissen etwas gegeben noch genommen.

3.

Alle (Ortschaften des lliidiscljen Kurstaats, wo dainahlen

eine üii'entliche kathoiiüchc ReligionsUbung besteht, und wegen

deren ein genaues Verzeichnis dieser Uebereinkunft angehängt

werden wird, ohne Unterschied unter welchen Bistümern sie vor-

her gestanden sind, werden in Bezug auf die katholischen Bürger

und Einsassen zu ein<M* iit'iu'ii Diii/cs unter dem Namen eines

Bistums des Badischen Kurstaats vereinigt, deren Bischof seineu

Siz ZU haben soll.

* Ich gebe säiutlichc Aktenstücke mit unverüiulfiti'r Orthograjthii' wie-

der, verbemere jedoeh die Interpunktion.

Digitized by Google



180 Abhandlungen.

4.

Diejenigen Bischöfe, welche noch Jurisdiction üher einzelne

Ortschaften oder rioNin/t u des Badischcii Kurstaates luiheii,

werden von dem Römischen Pa!)st bewogen werden, solche üu

Gunsten dieser neuen Bistums-Errichtung niederzulegen, auch

wird von hochdemBelben zugesagt, dass, wenn im Verfolg noch

durch Ausrundungs-Vertiäge oder auf irgend eine andere Art

Katholische Lande oder Ortschaften zu dem Kurstiiat kommen

sollten, solche auf ebendiese Weise dem Badischen Landbistum

zugeschlagen werden sollen; wohingegen man landesherrlicher

Seits einwilliget, dass jene Orte, deren weltliche Oberherrschaft

an andere Herren ab«(ef^eben werden wird, die einen eigenen

Landesbifichof haben, iiiicli der Diözes des letzteren zimcwicscji

weiden und (ln;j;cg(ai der diesseitige Landesbischov kein Wider-

spruchsrecht haben solle.

5.

Diese Diozes wird nach der Verfassung der Katholischen

Kirche unter Zu,uMunU'h',i^ung der in Deutsc lilaiul an^cnoiaiiu iK^n

Concilien, Päbstlichen (Jonstitutioiu n und deutschen Conconhite,

auch sonstigen Reichs-Kirchen-Kechte von den geeigneten Vor-

stehern der Katholischen Hierarchie regiert werden, soweit sol-

ches alles geschehen kann, ohne einem oder dem andern der

nachfolgenden verglichenen Artikel Abhi uch zu thun, als welche

letztere in allm Stücken den Vorgang Imben, und unvei'brüch-

lich beobachtet werden sollen, so dass weder irgend eine ältere

Kirchenverordnung noch irgend eine künftige von Päbsten oder

Concilien nusfliessende Verfügung ohne landeaherrliehe dazu Mit-

bewilliguui; das niin(icsU' daran ändern nocli ausser Wirkung

sezen können.

6.

Sollten sich Streitigkeiten erheben über Fälle, welche in die-

sem Vertrag keine Bestimmung erlialten haben, oder deren Be-

stimmung für zwi ydeutig ang» sdu'U wird, sn ^\il tl man sich iji iMh r-

seits darüber ireundschaftlich benelimeu, unterdessen aber wird
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man landesLerrliclier Seits in allem was lilos geistliclie Aiij<eie^j;eii-

heiten [Spihtualen] beüifft, der geistlichen Behörde den Vorgang

lassen, hingegen nicht gehindert werden, in allem, wa» zugleich

den bürgerlichen Stand — wenn auch der Geistlichkeit — be-

trifft, der landesherrlichen Anordnung nachzugehen,

II. Von dem Verhältnis der Bad i sehen Diüzes zur

all gern ei neu Kirche.

1.

Der Bischof de«? Badischen Curstaats wird einen Theil der

deutschen Kaliioiischen Jvirche ausniaclirii, mithin nicht l»h>s zu

allgemeinen, sondern auch zu deutschen Nationai-Coucilien be-

rufen werden müssen, dagegen auch nicht gehindert werden können

in Einheit mit dem geistlichen Oberhaupt der Katholischen Kir-

che zu lih'ihcn, und in jenen Stücken ihm unterworfen zu seyn,

wo dl M all^ciiiciiic ( iehrauch der deutsclien Kirche seine Uuter-

wUrtigkeit festgesetzt hat.

2.

Derselbe wird dem Kurerzkanzler als seinem Metropolitanen

unterworicn st yn, welchem in dieser Eigenschaft das Kecht zu-

htcht, ihn zu consecriren, das Recht ihn zu Metropolit an syuodcn

ZU berufen, das Hecht über Aufrechthaltung des Glaubens und

der Kirchenzucht zu wachen , und das Recht über die Vorstel-

lungen und Klagen gegen das Standes- und Amtsbetragen des

Bisdiofs sowie gegen seine Kiitseheidiiiii^en in Fällen, wo eine

höhere Entscheidung nach deutschen Kirchen-Hechten statttindet,

zu erkennen.

3.

Niemals kann eine Metropolitans-Commission auf einen Geist-

lichen eines andern weltlichen 8taat«'s als des Kiirhadist hen er-

kannt werden, s«»nderii wenn nicht die Wichtigkeit erfordert einen

eigenen Diener des Erzhischoven dazu abzuordnen [welcher dann

vor seinem Eintritt dem Landeshorrn seinen Auftrag zu melden

und das landesherrliche Zulassun^^s-Gutheissen abzuwarten hat],
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80 muBs die Commlssion auf Geistliche des Karstaats gestellt

4.

Kein Urtheil der geistlichen Oberbehörden das eine Folge auf

Berechtigungen der Landesherrschafk oder des Staats, auf Be-

sitz oder Verlust von Pfründen, oder auf den bürgerlichen Stand

eines (leistliclu u (xh^- aut" l)Ur;;erHche Verhiiltiüs&e der weltlichen

Diözesanunt( r^clx'uen hat, kann durch Zwangsmittel geistlicher

oder veitlicher Art nicht in Vollzug gesetzt werden, ehe das

VoUzugsgutheissen des Landesherm ausgewirkt worden ist.

5.

Kt'iiK' katholibche Geistliche Person und keine geistliche Gp-

moinUeit sie seye des VV'eltgeistlichen oder ordeusgeisUicheu 8tiindes

kann in dem Kurstaat irgend eine Exemption von der Bischöf-

lichen Gewalt und Gerichtsbarkeit gemessen, und wenn sie da-

her auch einem Stande angeliöiie, dem im allgemeinen derglei-

chen Bedintrnngen verliehen waren, so können sie bey sonstig

gleiclibaldiger Auaweisung aus dem Lande sich deren wedor ^egen

den Bischöfen noch gegen den Landesherm in einigeriey Weise

bedienen.

ITT. Verhältnis der Kirche zum Staat.

Keine liulle, Rescrij)t, Tndultenient, Mandat, Provision, Pro-

visionelle Signatur oder Ausfertigung des Römischen Hofs, was

Namens und Inhalts sie sey, kann in der Diözes verkündet oder

zum Vollzug g<'hracht werden, sie sey denn zuvor dem Landes-

iVnsten vorgelegt und von diesem das Gutheissen dazu gegeben

worden.

Das nemlichc gilt von Metropolitanats-Annrdnungen : in-

gleichen von allen decreten der allgemeinen oder National-Oon-

cilien oder Metropolitanats-Synoden.

2.

Was der iu>iuischc Hot' nnniittelhar an den Landesherrn zu

bringen gutiindet, wird Er in ein Aut'tragHbreve an den Bisehoven

oder an den Domdcchanten ausfertigen lassen, das dann dieser
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mit einem Begleitungsbericht an den Liuideälicrrn einsendet, deren

einer oder anderer hinwiederum dasjenige was zu antworten sey,

in Auftrag erhält^ welches landesherrliche Schreihen der ßischov

oder Doindechant alsdann nebst einer lateinischen Oherse^suii«,'

mittelst ßeiichts au (U'ii Uoniischen Hof eiubcgleitet.

B.

Alle bischütlichen Anordnungen, wodurch die ganze Diözes

oder ein ganzer Bezirk desselben etwas zu thun oder zu unter-

lassen verbindlich werden soll, müssen ebenfalls vor der Verkün-

i\uu(X zum liuuloslicrrlieln'n (imlieisseu vor'^olo'^t werden, lit'y

Vfifügunj^eu, <iii nur einzeliu Kirclispi(»lc oder einzelne Partlieien

betreffen» ist .solches nur alsdann nöthig, wenn einer der nach-

folgenden Artikel dieses Vertrags auf den darin enthaltenen (Ge-

genstand solches namentlich geordnet hat.

4.

Kein Gewalthaber einer höheren Kirchen-()brigkt*it , es .sey

nun des Pabstes oder des Metropohtanen , welchen 2^^aroen er

führCy und welches Geschäft er habe, soll ohne Legitimation hey

der Landesherrsclmft und von ihr erlangte Zulassun«; iri^eud eine

die Angi'le«it'iiht'il(Mi dov Larulcskirchi' im Hiii/rliien ndvv im

Ganzen betreffende Verrichtung gültig und ungestrai't verrichten

können.

5.

Kein Geistliclicr, der für div Kirche des Kurstaats in hrdie-

ren udt r niederen JStciit'U aii^t^tfr-lit v\ii»l vom liischoNcn ein-

scliliesslicli wird s<nno Amtsverrichtuu'^en antreten können, er

habe deiin folgenden 8taats Kyd geleistet.

Ich schwöre und verspreche zu (iott auf seine heiligen

EvauiTclien L'rlioi^ain und treu zu bleiben dem durc'hlauelitiij:-

sten Ivurlürsien, seinen acbt'ulgern in dei- I{e<,'ierung und iler

von ihnen bestellten Laudesregierung, auch kein Verntändniss

zu unterhalten, keinem Rathe beyzuwohnen, kein Biindniss zu

p liegen sey es im Iinieni oder Auswärts^ wodurch den Rechten

der TiMudesherrsehalt in IJ» /n.u aul Siual und Kirelie und dem

Dentht-ht: >i*ilK«-lir, I. Kirchenrecht. XU. 2. 13
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Ooncordat von , oder der (»ffentlicheii Ruhe Nach-

theil gebracht würde, und wenn ich erfahre, dass etwas zum

Nachtheü des Staats in oder ausser meinem Amts Sprengel an-

gesponnen wird, ro werde ich es der StaatsObrigkeit unverzüg-

lieh zu wissen tbun.

6.

Obwohl noch zur Zeit die Landesherrschaft nicht alle Or-

densgemeinheiten im Land aufgehoben, sondern mehrere derselben

noch unter bestimmten Restrictionen und zu bestimmten Zwecken

ilie Furtdauer gej^önnt bat, biss sich näber zei<^e, ob und wie

diese Zwecke mit gleicher Niizlichkeit für Staat und Kirche auf

andere Art sicherer erreicht werden können: so wird dieselbe

doch niemals gehindert seyn, auch die noch beybehaltenen nach

(iutfinden aufzuheben, nur dass den Individuen ilire anständige

Lebsucht gesichert bleibe, und der Aufhel>uu^,'s Ent.^chiuss einlialb

Jahr vor der delinitiven Auflösung dem Bisclioven angezeigt

werde, um für die dabey befangene kirchliche Verhältnisse die

nöthigen Anstalten etwa anordnen oder in Vortrag bei dem Lan-

desberrn bringen zu koimen. Alle (iciULiiiln iten und Individuen

dieser Art werden gegen den »Staat keine andere Kreyheiten oder

Vorzüge ansprechen können, als welche der Geistlichkeit über-

haupt durch diesen StaatsTertrag bewilligt sind.

7.

Die (icistlicbkeit wird von ibrer Person niemals, von ihrem

Pfründ- oder Veriiiögens-Einkommen aber, auch von den Liegen-

scliaften, die ihrer Pfründ angehören, ordentlicherweise und in

Friedenszeiten nicht vom Staat zur Besteuerung gezogen werden;

wenn hingegen in Kriegs- oder sonstigen Noth-Zeitcn für eine

Zeitlang die Steuerfrevheit der aiulern gefreiten Stände im Staat

ausser Würkuug gesezt wird, so wird das Pfründ- und Vermö-

gens-Einkommen oder die Pfründ Liegenschaften in gleichem

Masse wie bey den andern gefreiten Ständen zur Mitleidenheit

gezogen werden können. Li(>gen8chaften, welche ein Geistlicher

als Privat-EigenUium besizt, ingleielien jene rentalile Liegen-
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Schäften, weiche zu Andern als nneinstelbar geistlichen Stiftungen

gehören, werden die Steuerlasten gleich anderen dergleichen Gü-

tern tragen. Denenjenigen Abgaben, die auf Handel und Wandel

lie^^en, als Accis u. d. gl., wird (hulin ch nichU t'utgt heu können,

dnss der Käufer oder Verkäufer, Ausgeber oder Empfänger ein

Geistlicher ist, doch werden diese hierunter eine andere Behand*

handlang nicht erfahren als andere gefreite Stünde.

8.

Stiftungen zur Kirche oder zu andern milden Zwecken /.u

niaclien, wird keynem verwehret seyn; nur können keine Liegen-

schaften [ausser Häuser die zum Stiftungszweck nötig sind, und

Gütern zu neuen Pfarrpfründen, wo deren erforderlich würden]

dazngezogen werden, sondern diejenigen, welche unter dergleichen

fnnnincn Vermächtnissen sich hehnden, müssen in Jalir und Tag

veräussert werden, und j^ehen inzwischen die darauf ruhenden

Staatslasten fort Wann jedoch zu einem nicht vorhin schon im

Staat approbirten milden Zweck Stiftungen gemacht werden

wollten , so muss zur Zulassung dieses neuen Instituts vorder-

sanist die laudeäherrliche Autorisation erwürkt werden.

9.

Weder die Kirchen noch irgend ein anderer zu geistlichen

Zwecken gewidmeter Raum wird den Verbrechern zu einem Auf-

enthaltsort oder Zufluchtsstätte dienen können, und die Ohrigkeit

wird niclit geliinderL seyn sie darin ergreifen und fortfiiliren zu

lassen, noch auch durch die Erhebung aus einem solchen kirch-

liehen Ort verbindlich werden an den gesezlichen Strafen etwas

nachzulassen: doch wird die Ergreifung mit aller Ehrerbietung,

Welche der Ehrwürdigkeit des Orts etwa gemäs ist, geschehen.

10.

Ausser dem Interdict, das wegen Entweihung oder Baufäl-

ligkeit eines Kirchengebäudes canonischen Hechten nach statt-

finden mag, wird keinerley Interdict auf Orte oder Personen des

Kurstaats von keinerley Kirchenoherhaupt gelegt werden kfinnen.

Dem Kirchenhann, dessen Erkenntnis« den üoistlichen (ierichts-

13*
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bchurden gegen ihre L uter^ebciien frey bleibt, so lang es nicht

zu einem Mittel misbraucht wii-d, sie vom Gehorsam gegen den

Landesherrn abwendig zu machen, wird keinerley auf die staats-

bürgerlichen Verbältnisse der Personen sich beziehende Würkung
gegeben werden ktiiiiHMi. wenn iiic lit vor dt^sHen Vcrkündung das

laudeshcrrlicbc Uutheisson ausgewürkt worden wiirc.

11.

In allen Misbrauchsfallen von Seiten der Obern und andern

geistlichen Personen wird Rekurs an den Geheimen Rath genom-

men; die Missbraiu listüüo sind: Aniii.tN^iuiir iinstatlh.if'ter oder

Ueberschreitung der statttindcnden Mat lit, Zuwiderliandeln gegen

die (leseze und Verfügungen des Staats über die Staatsbürger-

liehen Verhältnisse, Verlezung der durch dieses Ooncordat be-

stimmten Regeln des Verhaltens, und jegliches Unternehmen,

welches in der Aiisübung des ( iottesdienstes die Eine der Staats-

bürger gefährden, ihr Gewissen willkührlich btörcn, in Unter-

drückung, Injurie oder öffentlichen Skandal gegen sie ausarten

kann. Dieser Rekurs wird jeder interessirten Person zustehen;

in Ermanglung besonderer Beschwerde wird er ron dem Bezirks-

beamten Andshalber genommen. Seine Erlediirung geschieht

nach Erkundigung der Umstände niid Erhebung eines (jlutachtens

des engeren oder vollen Domkapitels [je nachdem der Wichtig-

keit der Sache nach eines oder das andere nothwendig gefunden

wird] durch Berathschlagung aller Räthe und Referendarten

dos Geheiiuenratlis und aul" davon unterzeichnetes l^edenkeii nid-

telst Inndesherrlichen Entscheids. Sollte dieses den Vorstehern

der Hierarchie beschwerlich ei-scheinon, so bleibt ihnen frey, ohne

Abbruch der einstweiligen Befolgung desselben, eine schickliche

Vermittlung zu suchen.

12.

Aul' gleiche Art wird ein Rekurs der Interessenten oder der

Landdecbanten von Amtswegen statt haben, wenn in der Keli-

gionsübung, oder in den Rechten und Freyheiten, welche dieser

Staatsvertrag und die sonstigen Staatsgesetze und Verordnungen
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den Geistlichen Vorstehern und Dienern der Kirche versichern,

Eintrag von jemanden geschähe.

IV. Vom Bischoven.
1.

Xicn)Hii(l k:nm Biscliov des Badisi lieii (.'urstaats vvtiden, er

soye duini ein Landes Eingebohrner, habe das seilis und drey«

sigste Lebensjahr erreicht und das fünfzigste noch nicht über-

schritten, habe alle die Eigenschaften, die zu einem Amtsdom-

herrn unten erfordert werden und sey auf eine diesem Vertrag

gemüssc Art zu dem bischöÜitlien »Stuhl berufen.

2.

Diese Berufung wird vorbereitet durch einen Vorschlag

des Domcapittels , eingeleitet durch die landesherrliche Er-

nennung, bewerkstelligt durch Päbstliche Einsezung, und

anerkannt durch Legitimation bey dem Landesherrlichen Miui-

sterio und dem Domdechanten.

3.

Der Vorschlag des Domcapitels muss auf sechs taugliche

Geistliche gehen, deren jed("r durch die Mehrheit der Stimmen

in vollem Kapittel an einem gleich bei Einberulung das J\a])itels

dem Landesherrn aii/.uzeigcnden Tag gewählt wird, davon dürfen

nicht mehr als höchstens drey aus der Zahl der Amts- und

Ehrendomherm, die Übrigen nur aus der sämtlich übrigen Landes

Clerusey seyen.

4.

Die Wahl hat t'olgendermassen vorzugelien. Jeder Wahl-

herr reicht dem Dechant einen versiegelten Zettel ein, worin er

die sechs qualiiicirte Personen benennt, welche ihm die würdig-

sten sL-heinen, der mit seiner Namensl'ntersehril't bekräftigt sey.

Dieser lässt sie duich den Capittelssecretär eröfnen, und daraus

eine Liste derer formiren, welche von mehr als einem Wahlherrn

vorgeschlagen sind, mit Anzeigen, wie viele Stimmen jeder für

sich hat. Ist einer aus ihnen mit einer absoluten Stiromenmebr-

heit vorgeschlagen, so kommt er auf eine zweite Haupt Wahlliste.
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Würden auf diesem Wege mehr nh sechs» Siihjecte erscheinen,

welclie t iiie ahsolute Stimmenmehrheit hätten; so winl eine neue

Wahlforschung angestellt, welche aus ihnen die sechs vorzuschla-

gende seyn sollen; wären es weniger, so wird ebenso erforscht^

welche der übrigen auf der ersten Wahlliste mehrere Stimmen

liahendrn d( lu n sclion durch ahsolnte Mehrheit Erwählten biss

zur vollen Zahl von Sechs beigeseliel werden sollen.

Bey solcher Wahl müssen zwey der nächstgessenen Land-

dechanten, die nicht Ehrendomherni sind, als Wahlzeugen zuge*

zogen werden ; dci Landesherr kann noch zwey weltliche Zeugen

zuordnen. Die sechs durch Wahl in N'orschlag gebrachte lÜs-

tums Candidaten, für deren Tauglichkeit die Wahlherrn dem (über-

haupt der Kirche wie dem Landesherrn gutstehen, werden in ein

kurzes, von dem Dechanten vor Kndigung des Wahlcapittels an-

zugebendes, von dem Capitels Secretär und den Wahlzeugeii zu

unterschreibendes, die Gegenwart der anwesenden Capitulareu

am Rande bemerkendes Protokoll niedergeschrieben, welches

Wahlprotokoll mit dem Gutachten des Domdechanten und de$

Dom Seniors, eines jeden besonders verschlossen, über die ver-

schiedenen Grade der Würdigkeit der Krwiihlti n an den handes-

berrn vor Ablauf von zweyen Monaten euigcsandt wird.

G.

Aus den vorgeschlagenen Personen ernennt der Landesherr

denjenigen, der ihm nach allen Hinsichten der Beste dünkt, und

stellt ihm darüber eine feyerliche Ernennungsiii I niide zu Händen,

die ihn zugleich anweise, nun seine Einsezung bt y dem PähstUchen

Stuhl zu suchen. Diese Ernennung wird vor Ablauf von weiteren

zwey Monaten, also vor Ablauf von vier Monaten von der be-

kannt gewordenen Stuhl Erledigung an, dem Ernannten zugestellt,

und dem Don»capittel nachrichtlich verkündet.

7.

Wenn acht Tage nach Ablauf der 4 Monate diese Verkün-

dung bey dem Domkapitel nicht eingelaufen wäre, so wird der
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Domdecliaiit (lfm Römischen Hof solche \'ei sjiuinuiijL^ berichtlich

melden, ihiu dei-weg /.ugleich die sechs Wahlkandidaten anzeigen

und in solchem Fall der gedachte Hof fUr dissmahl aus Dcvo-

lutions Recht einen aus ihnen nach Gutfinden ernennen oder wenn

ihm keiner tüchtig dünken sollte, eine neue Wahl, die gleich der

vorigen vorsieh geht, anordnen, wobey letzterenfalls alsdann auch

das landesherrliche Ernenjuings Recht binnen zwey Monaten von

Einberichtung des neuen Wahl Erfolges an für diesen Fall wieder

auflebt.

8.

Der lauth .sherrlich Ernannte muss die Päbstliche Einsezung

auf seine Kosten auswürken; vor erlangter FinsezungshuUe und

darüber bewürkter Legitimation kann er keine bischövliche Ge-

waltshandlungen vornehmen, sondern es dauert bis dahin die

Würkung der Stuhl Erledigung fort.

9.

Die Legitimation wird zuerst bey dem Landesherm vollzogen

duicl) N'orwcisiin^^ der Orgiual Uullc und finer getreuen Alistluift

dersciben und durch eine statt Eide^slcistung geschehene Vorlage

eines eigenhändig gcschiiebenen und unterschriebenen eidlichen

Reverses über die von jedem Geistlichen vor seinem Amts Antritt

verglichener Maatten zu übernehmende StaatspfUchten. Alsdann

wird sie bei dem Douidt i h iiäti n in versammeltem engeren Ca-

pittel durch Vorlesung der Bulle und der Ijandeslierrlichen Ur-

kunde über die dort vollzogene Legitimation bewürkt

10.

Längst in einem halben Jahr nach also vollendetem Antritt

des Bistums wird der neu Ernannte die Bischövliche Weyhe,

falls er sie vorher nicht schon erlangt hatte, bey dem Erzbischov,

dem er unterliegt, uaclisuchen; wenn es dort wegen N'erhinde-

rungen nicht geschehen könnte , wird er das Recht haben , sie

von einem Bischov der Nachbarschaft, mit dessen Landesherm

der Eurstaat nicht in feindlichen Verhältnissen steht, zu nehmen.
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IL

Orr Kiscliov wird ücIkiUi ii scvn an seiiifi* I)(»nikirt'lic zu

residiren, ao lang und so oft nicht (u'>icbältc bcmcr Diüccb ihn

in andere Gegenden rufen. 80 oft es hingegen der Nuzen seiner

Kirche fordert, ¥rird er innerhalb der DiÖces ohne weiteres sei-

nen zeitlichen Aofenthalt, da wo nothig nehmen können; wenn

er aller den Ivurstaat verlassen wollte, wird es niu* mit Kurfürst-

liche Erlaubnitiä geschehen können.

12.

Er wird einen Generalvicar und nach näherer Vereinbarung

mit dem Landesherm zwey höchstens drey Ofticialen für die ver-

schiedenen Bezirks Eintheihmiren seiner Diüces hnlun diirten,

welche die zu einem Donilin i n t iiorderliclie Kigenseliaften Imheu

müssen; den academischen Grad oder das dafür eintretende aca-

demische Zeugnis jedoch abgerechnet, als dessen Supplirung die

bischöfliche Prüfung hier ausmacht.

13.

Der Bisehüv in Pei'sou, oder im Fall reelilniäsifjer Verhin-

derung sein Generalvicar, wird jährlich einen Theil der Diöces

und je in fünf Jahren jedesmahl die ganze Diöces visitiren und

am Ende jeder Visitation dem Landesherm diejenigen Pfarrer,

welche in Wissenschaften, Sitten und Schulaulsicht sicli vorzüg-

lich ausgezeichnet haben, anzeigen, um hey seinen Ernennungen

zu Pfründen darüber genugsam informirt zu seyn.

14.

Der Bischov wird keinem Landeskind die Priesterwevhe er-

theilen, es sevc denn in der zwischen dem Landesherrn und dem

Bischov zu vergleicheiideu dem Landesbedürfnis angemessenen

Zahl der Welt- und Grdenspriester ein Abgang vorbanden, und

der Priesterthums Oandidat habe die in einem eigenen Artikel

dieses Vertrags vorzeichnete Erfordernisse.

15.

Der Bischov kann Synoden der ganzen Diöces oder der ein-

zelnen Ofticialatsbezirke an einem ihm selbstgefälligen Ort seiner
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l)iöct*8 ausschreiben, so oft er es iirithig findet, wenn er voilicr

die 15erathscbhiguiif,'spunkte der Landeslierrschaft vorgelegt und

durch ihr Gutheissen sich versichert hat, dass Zeit und Gegen-

stand von ihr nicht staatsbedenklich gefunden werden. Der Lun-

desberrschalt wird frevsteben, aus ibren katholiscben KiUlien je-

nianden zur Aufsicht bev den SvntKhilht ratbscblimun^en abzu-

ordnen. Yerkündungen der Syiiodalöchlüsse an das Volk werden

nicht ohne landesherrliches Gutheissen geschehen können.

16.

Der Biselii»! wild ein Senuiuuiuiti /ii organisiren l)efugt seyn

;

die reglemeuts dieses 8eniinarii werden jedix h. ><» wie jede künf-

tig daran nötig werdende Abänderung dem laudebherrlichen Gut-

heissen unterlegt. Der Domscholastor, der desfalls Namens des

Landesherm das Recht der Visitation desselben hat, ist diesem

für die zwickiuässige Anwendung und Befolgung dei'selben ebenso

verantwortlich, wie es dem Bi%»chuvcu dei' Kegeus ist, den dieser

zu sezen hat.

17.

Niemals wird der Bischov ein anderes Bistum oder sonst

irgend einige Kirehonpfriindr oder Kircbendienststellen ausser-

halb der Knrlnndcn annchiiK n können, ohne dazu das nicht leicht

ZU erwartende landesfürstliche Gutheissen erhalten zu haben; wäre

es dennoch geschehen, so wird sein Bistum dadurch ebenso als

ob es durch Tod oder anerkanntes Urthel und Recht offen ge-

worden wäre, für erledigt ohne weiteres angesehen und zur an-

derweiten ordnungsmässigen Berufung eines Bischofs geschritten

werden können.

18.

Keinerley Hesigiiation des Bisdioven wird von der geistlichen

Oberbeborde, in deren Händen sie gesclieben nuiss, angenommen

werden, wenn das landesherrliche Gut!u issen derselben nicht zu-

gleich vorgelegt wird, und in keinem Fall wird sie dem Vorschlag

des Dom Kapittel zu einem neuen Bischov nnd der Ernennung

des Landesberrn Eintrag tbun können.
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19.

Niemals wird der T>isiliov irgend «4116 weltliche Gerichts-

barkeit über Lande, Leute und Unterthanen suchen, erlangen

und annehmen können. Wäre es doch geschehen, so wird der

bisühövliche Stuhl dadurch ohne weiteres für erledigt angesehen,

und zu einer neuen Bcsezun«; ^j^esehritten werden können, ohne

dass der Laudebherr oder eine liöliere Kireheuobrigkcit das Capitel

zu hindern vermögen, die Rechte der Sedisvacanz und die Wahl
an sich zu ziehen.

20.

Die gleiche alsbaldige Erledigung und £röfnung zur ander-

weiten unaufhaltlichen Vergebung tritt bey dem Bistum sowohl

als bey allen und jeden geistlichen Pfründen ein, sobald deren

Besizer von der i-rnniscli katli(»li.sclien Religion al)- und /ii einer,

wenn gleich suuist im Kurstaat aufgenommenen Coui'ession übertritt.

21.

Zum Titel wird der liischitv führen künnen : Wir N. N. durch

Gottes Vorsehung Bischov des hadi'^'lien Kurstaates; ihm wird

in der Anrede vom Landesherm: Hochwürdiger Bischov, von

den Dicasterien und Unterthanen: Hochwürdigster Bischov, im

Context von Erstercni : Ew. Freundschaft, von den Andern: Ew.

hischöviiehen Gnaden gesellen. Alles Gesiniien des Landesherrn

an ihn wird nur von diesem oder seinen Geheiinen KathsCoUegien

in achtungsvollem Styl ergehen: andere Landesstellen werden

entweder nur an dessen Vicariat oder wenn es an ihn geht nur

ersuchungsweise schreiben können. Ki wird den Hang vor allen

liolien und nieiiern Dienerscliatt unmittelbar nach allen der Kur-

fürstlichen Familie angehörigen Personen haben und stets mit aller

seinem Stande in der Hierarchie angemessenen Achtung behandelt

werden. Dagegen wird auch er die schuldige Verehrung gegen

den Landesherrn in Worten und Werken nie aus den Augen

se/en. und seinen Bericliten und Vorstellungen die dui'ch die

Landes Verordnungen vorgeschriebene Form geben.
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22.

Uber Form und Innhalt der Siegel, die er und seine Stell-

vertreter oder Gericbtshöfe und geistliche Jurisdictionsheamte zu

In In 11 habt'ii, wird er bicli den lamlt*s>lifrrlicheu Anordnungen

fugcu.

23.

Er wird nicht gehindert werden» sich der die bischövliche

Kleidung auszeichnenden violetten Farbe und eines grossen gol-

denen bibeliövlicLen Bruütkreuztb zu bedienen.

24.

Bey seinem Absterben wird ein vierzehntägiges Trauergeläut

für ihn in der ganzen DiÖces, mit Ausnahme des Orts, wo zu

iiolcher Zeit der Landesherr seinen Aufenthalt hat, so angeordnet

werden, dass es mit der Zeit üUbanuiientrt tlV-. welche das iJum-

capittel für die desfalsige Kirchen Andachten festsezt. Das

nemliche wird auch statthaben, wenn ein jeweiliger Pabst als

oberstes Haupt der Katholischen Kirche stirbt.

25.

Fiiu Toadjutor kann mir aufgestellt werden, wenn auf iUn

Vorsclilaii des Bischoven der Landesherr die Xothwendigkeit und

NUzlichkeit anerkannt hat. Seine Anstellung muss völlig auf

die nemliche Art geschehen, wie die eines Bischoven, nur dass

dieser das Wahl Oapittel präsidirt und dass die Ijegitimation des-

selben bey dem nocli Iclx iiden Bisrhov geschieht, der ihm auch

die bischövliche Eiubeguuug ertheiit.

Y. Vom Domkapitel.

1.

Dem Bisclioven wird ein 1 )oiiika|iitti 1 zn^jegeben seyn , das

aus einem Domdechanten, einem Domscholaster, seelis Amtsdom-

herrn, acht Ehrendomherm bestehe, wovon der Landesherr den

Dom Scholaster und die Hälfte der Amts- und Ehrendomherrn,

der Bischov aber den Dechanten und die andere Hälfte der Amts-

und Ehren-Douüierrn, auch die Vicarien ernennen wird.
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2.

Der Dechant, der Scbolaster, und die Amtsdomberrn haben

die PHicbt der Residenz an der Domkircbe: jeder wird zwar

jährlich einen Monat Residenzfreyheit haben, der jedoch nicht

in bestiniintü Zeiten fällt, sondern von dem lüschov nach den

l'iusLanden und nach dem Bedürfnis der Kirchengeschiifte be-

stimmt werden wird. Bey ausserordentlicbea Anlässen mag auch

der Bischov Einem und dem Andern einen weiteren Monat er-

lauben. Zu längeren Residonzfreyheiten sowie zu jeder Beniizung

derselben für eine Reise ins Ausland, wird das landesfürstlicbe

Gutbeissen erfordert.

3.

Die Ehrendomberm, welche aus der Pfarrgeistlichkeit des

Landes genommen werden, haben die Pflicht der Residenz an

dei- l*t";inkii« lic, an wiKlier sie stehen; ^fi-uiessen ahii* gesezliche

Freyheit davon, wenn sie zu einer grossen Capituiarsizung ein-

berufen werden, für die Zeit der Dauer derselben, auch ihrer

Hin- und Her-Reise.

4.

Keine Statuten des Kapittels werden (Jiiltigkeit erlanijen

ohne bischövlichc Beötüttigung und laudtr^horriicbes Gutbeisäcn.

5.

Jeder Amtsdomherr sowie der Scholaster und Dechant sind

schuldig sich als Gehulfen und Diener des Bischoven in Regie-

rung seiner Diöces nach dessen Enuiiinmi^ und (lutdinkon ge-

hrauchen zu lassen, da hierfür voruendich ihre Anstellung und

Gehaltsbestimmung geschiehet: es wird daher auch der Landes-

herr bey der Besezung des ihm zur Vergebung heimfallenden

Theils der Dompfründen keine andre als im Kirchenrecht und

in den efrisilichen Aiiitsverrichlungen vorzüglich erschienene Priester

vorstellen.

6.

Niemand soll zum Amtsdomherm ausorkohren werden können,

er seye denn vorhin schon dem Landes Clerus angeht)rig gewesen,
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habe das ilreysigste .Jahr zurih ki^clegt, habe weni^^stens fünf Jalire

der pfarrlichen Seelsorgc und darunter wenigstens zwey Jahre

als Pfarrer oder Pfarrverwalter, mithin auf eigene Verantwortung

einer Seelsorge vor^^cstanden , und seye wo nicht Doctor oder

Iii<'cn( i:it der TJi(Milogic oder »los Kiicliun Ktt lits doch auf er-

stiiiulcner Prüfung Ix v den katliulis( hen Professoren der Theo-

logie und des Kirchen Hechts an der Landes Universität von diesen

fähig erkläi't, eines oder das andere innerhalb Jahres und Tags

zu werden, und habe dabei die Zeugnisse von dem Landdechanten

und liaiuibeamten, in deren Bezirk er iu den lezten fünf .Jahren

der Seeisorge vorgestanden, dass seine Amtstuliruiig treu und

eifrig und sein Lebenswandel durchaus unanstössig, anständig

und friedfertig gewesen. Der Donischolaster insbesondere wird

jeweils aus der Zahl der Landdechanten genommen w^erden.

7.

Zu Ehrendomherrn können nur sok ho (ieistliche des Landes

ernannt werden, welche in der Diöces schon wenigstens fünfzehn

Jahre in eigener Macht Pfarrämter besessen, solche mit rorzüg-

lichem Kuhm und Zufriedenheit der geistlichen und weltlielien

Obrigkeit verwallet, und in ihrem Lebenswandel durehaus unan-

stössig, anständig und fi'iedfertig sich betragen haben. Auf ein

Gelehrsamkeits Zeugnis oder einen besizenden akademischen Grad

wird es bei ihnen nicht ankommen.

8.

I ber alle diese Erft)rdernisse wird der vom Laadeslierrn

Ernannte vor der ( hergäbe seiner VorsteUungs Urkunde an den

Bischov, der vom Bischov Ernannte aber vor der Erhebung seiner

Collations Urkunde aus der bischöflichen Canzley sich bei dem Dom-

dechniitcn oder in dessen BehindcM ung dem Dom Scholastir aus-

weisen und das Idoucitätü Zeugnis darauf von ilun erbeben, sofort

dem Bischoven vorlegen; erst darauf und so weit dieser seihst

nicht gegen seine Tauglichkeit noch erhebliche Anstände zu

machen haben wird, mag er den Einweisungsbefehl an den Dom-

dechanten erhalten.
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Das engere Kapittel, wobey nur die Amtsdomherm und die

etwa au ikjii Ort dvH l)isch(>Hiclion Sizes jeweils anweseiulen Ehren-

doiuherni zu erscheinen em^^eiaden werden, wird so oft m lialten,

als es der Bischov für Geschäfte der Kirche oder der Dechant

für das Interesse des Capitels nöthig findet. Das volle Kapittel

aber ^ozu auch alle Ebrendoniherm zur Abgabe ihrer Stimmen

htriüVn werden müssen, findet nur statt a) Wo Statuten des

Kjipittels zu machen oder zu andern sind h) WO üi)er Verände-

rung oder Beeinträchtigung der Landkiichenvcrfassung bischöf-

liche Entschlüsse zu berathen sind c) wo bey erledigtem oder

verhindertem bischöflichen Stuhl ein oder andere der Regel nach

alsilanii nnpla/i< n hIu Ik» Neuerung in der Dificesanverfassunf; vor-

geiiommeu werden müsste; endlich e) wenn eine neue Bischov« Wahl

vorzunehmen ist.

10.

Bey bischövlichen Stuhl Erledigangen haben der Domdechant

mit dem engeren ('ai)ittel dem Landesherm von der eingetretenen

Erledigung vor allen Dingen sogleich die Anzeige zu tliiin, hier-

nächst alle zum hisrlirn liehen Amt gehörigen niclit von der

bischövlichen Weyhe abhängige Geschäfte in der Maase zu be-

sorgen, dass die vorhandenen Generalvicarien und Officialen in-

dessen in ihren Amtsverrichtungen hleihen, übrigens wenn kein

\Ve\ lihischov vorhanden ist (his Domcapittel indessen jene (gegen-

stände, welche in die bischövliche Weyhe einschlagen an einen

andern Bischov nicht weisen dürfe, ohne für die Person an

welche die Hinweisung geschehen soll, das landesherrliche Gut-

heissen erwirkt zu hahen.

11.

Die Amts- und Ehrendomherrn werden als Standestracht

die allgemeine geistliche Kleidung tragen und nur durch ein an-

hangendes silhernes Dondierrnkreuz sich auszeichnen dürfen.
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VI. Von AuBstattung der Domkirche.
1.

Dem Bischoveu Nvt rdcu für scinrii Unterhalt und für Be-

streitung seiner Amtb Erfordeniisse und Ausla^oii ZwiiUlausend

Gülden Gehalt ausgesezt, wo?on ein Vierteis Theii durch Frucht,

"Wein, Holz, Haber, Heu und Stroh in näheren mit ihm zu ver-

einbarenden Quanttd nach dem Kammer-tax angeschlagen, ihm

bezahlt werden wird. Danebst wird ihm vom .Staat anständige

freye Wohnung für sich und ein zuweisendes Gebäude für die

bischövliche Oanzley gestellt und stets unterhalten, deren innere

Meublirung aber ihm uberlassen bleibt.

2.

Bei seiner Kihehung zum hi8('li<i\ liehen Stiild wird er von

sämtlichen geistlichen Pfründen seiner Uiöces imierhall» des ersten

Jahres ein ätuhlgcld (Oathedraticum) das zu dem Pfründ Ertrag

Terhältnismässig, und ebenso von jedem Distrikt der Diöces, den

er jährlich visitirt, ein Azungsgeld (j)rocurativum) erheben dÖrfen,

das ihm als Beiti a*? zu den Kosten und als Anerkenntnis seiner

geistlichen Oberherrschaft diene. Die Verhältnismässigkeit wird

ein für allemahl durch eine auf den vernommenen bischövlichen

Vorschlag von der Landesherrschaft zu bestimmende Taxrolle

entschieden werden.

B.

Keinerley sonstige Steuern, sie haben Namen wie sie wollen,

und geschehen unter welchem Vorwand sie wollen, dürfen von

dem Bischov oder durch ihn oder durch irgend eine kirchenobrig-

keitliche Verfügung von der Tiandesgeistlichkeit oder dem Land-

kirchenvermögen eiugefuideit werden, es mache denn der Nuzen

der Landeskirche eine solche nothwendig, und sey dem bischöv-

lichen Ermessen das landesherrliche Gutheissen beygetrettcn.

4.

Der Domdeehant wird Zweitausend Vierhundert, der Dom-

scholaster zwevlausi nd , di** /.\\v\ ältesten Amtsdt>mhei in jeder

fülii'zehnhundert die zwey folgenden jeder zwölfhundert, und die
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zwei jüngsten jeder Eintausend Gulden erhalten so dass die Duni-

Jierrn nuter sich mit Ausnalune der zwey ersten Würden in den

Gehalten nach dem Alter ihrer Domprabendii-ung vorrücken.

Die zwei älteste Ehrendomherm werden zweihundert und jeder

der sechs iihrigen einluindert und fünf/ig (luhlen Zulage zu iliren

r^farriilViinden iür Aushigen und Kosten ihrer Domherrn Function

erhalten. Hey den Domdiirnitarien und Amtsdomherrn wird ein

Viertheil ihres Gehalts ebenfalls in obengedachten Naturalien

nach dem Oainmertax abgereicht werden, auch wird diesen eine

anm nit'ssene Wohnung gestellt und vom Staat unterlialten werden,

welch beides bei den Ehrendomherm und Domhellern wcgiiiUt.

5.

Ein Zehndtheil des Gehalts, das die Domdignitaren, Amts-

domherm und Domhelfer zu beziehen haben, kann der Bischor

nach (luttinden zu Kirchen- untl K;iiiitteU- l'räsenz aussezen, die

Nef^lekten Uasse jedoch nur mit den Gaben an die Armuth an-

wenden.

6.

Die Bischöviiehe Pfarrkirche wird ihre Bau- und Ornaten-

Kasse haben: sollte ;il>(> die CasM' welche der zur Kathedrale

zu erhehtinlen Htadtplarrkirche vorbin eigen war, hierzu nicht

hinlängliche Kräfte bey Einrechnung des unten vorbcbaltencn

kanonischen Erbtheils haben; so wird dem Bischoven das landcs-

herrliche Gutheissen zur nothdürftigen Vermehrunjsr aus Über-

tragung anderwärts entbehrlichi r Ivii cheninitlcl hiermit zugesagt.

i

.

Dem Bischoven werden sämtliche in den Kurstaaten für

Semminarien vorhandenen Stiftungen zum Besuch des bischöf-

lichen Seminarii übergeben und sollten diese mit ihren Zuflüssen

nus kantmischeni Erbe nicht /inciclK n . so wird ihm zu deren

\'ermehrung gleiche WilU'älirigkeit zugesiigt.

8.

Zur Bestreitung des Oanzleyaufwands für das Vicariat und

die Ofiicialatc wird derselbe von allen taxbai'en Jurisdiction»-
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ausfertigUDgen nach einer mit landesherrlichem GutheisBen zu

errichtenden Taxrolle Sportein oder Tax- und Siegel-Gebühren

beziehen dürfen: mittelst deren Beyhiilte der Biscbov nher .'lucli

allein alle Ausgaben für die xinstellung .seiner JuriadictuniH-

dienerscbaft und ihren Unterhalt zu bestreiten hat

9.

Niemals wird ein Theil des Bischöflichen oder Domherr-

liehen Gehalts oder sonst irgend einer Ttiünde zu ainlurem Ver-

wendungszweck kommen , mithin auch nicht unter dem Titel

Annaten, Exuvium oder wie er sonst heisse auswärts hingezogen

werden können.

Yll. Vom Gottesdienst

1.

Es wii'd für alle katholischen Kirchen des Kurstaats nur

eine Liturgie und einen Katechismus geben.

2.

Kein Fest kann ohne Staatserlaubnis neu ^^a-stiltet oder

wieder eingeführt werden: über einige Verminderung der noch

bestehenden wird dem Bischov überlassen, sich mit der Landes-

herrachaft einzuverstehen.

3.

Besondere Andachten ausser iler IM'ari kiidir durten ohne

bischöHiche Erlaubnis nicht gehalten und auch von tlein IJihclioven

nicht ohne E^erungs Gutheissen neu eingeführt werden; viel-

mehr wird dieser den Bedacht nehmen, alle dergleichen noch

bestehende, dem Pfarrgottesdienst Eintrage tbwende besondere

Andachten ( in/Uhtellen , jedoch unter der sehicklit In n \ <ii sieht,

dahs das Volk dadurch nicht geiirgert, sondern erbaut werde.

4.

Bittgänge ausser den Kirchspielsmarkungen sollen ferner

nicht stattfinden. Innerhalb der Kirchs)>ielsmarkungen mögen

dergleichen, s«» weit si(» bestehen, fernerhin gefiilirt werdt'u. soweit

sie der Bischov für die Andacht des V«)lkes uüzlich lin<let: neue

DcutBcbe 24>Utebr. f. Klrcheiirecbt. 3CII. 3. 14



200 Abhandlungen.

aber können ohne Regierungsgutheissen nicht angestellt werden.

Wo in Orten verschiedene öffentliche Religionsübungen bestehen,

da sollen die Processionen w p^?en dem Anlas zu Collisionen mög*

liihst einlese Iniinkt, und tluich enge Strassen, wo sie den (le-

})raueh derseihen lür eine Zeitlang sp<'rn !i nuichtüii, lüemals ge-

führt werden. Niemals mag von anderen Reiigionsgenossen irgend

eine andere Beywürkung oder Rücksicht auf solche erfordert wer-

den, als jene, welche in den gewöhnlichen Höflichkeitsbezeugungon

Ix'stclil, die man einer autorisijteu \Cisauiniiung von Hiirgerii

schuldig ist.

5.

Hauskapellen und Privathethäuser können nicht ohne aus-

drückliche Erlaubnis des Landesherm, die auf Antrag des Bi-

scho\en erlul^t, ge.stiltet werden.

6.

Das nemliche gilt von Erhebung der Filialkirchen zu Pfarreyen

oder Verbindung mehrerer Pfarreyen in Eine.

7.

Wo bis zwrii-rli v ( lottesdii-iiste in cincin und denisclhen

Kirchengehäude slatttinden, da bleibt es dabey, so lang sich

nicht die Mittel und Gelegenheiten ergeben, jedem Theil seinen

eigenen Tempel herzustellen wozu sich beede Gewalten, die

geistliche und weltliche alsdann willige Hand bieten werden.

Neu aber kann niri;onds\\o im Kurstaat ein solehcs Siinultaneuni

der Heligiou8Übuug der verhchiedenen iieligions Partheieu ein-

geführt werden.

8.

Neues kirchliches Geläute kann ohne Kegierungs Erlaubnis

nir'lit eingefiilut weiden, xitlnirlir wird das sogenannte Wetter-

läuten unter seliicklielier \'orbereitung des Volkes abgestellt: über

das übrige übliche Kirchengeiäut hat der Bischof zu disponiren,

kann aber nie irgend eine Staatsdisposition über den weltlichen

Gebrauch der Glocken zu Bedürfnis- Ehren-, oder Trauerfallen

bindern; auch dar! i.il)eriiau[»t ein erlaubtes, doch ausserordent-
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liobeB Kirchen^elliut ohne Vorwissen der Orts-Polizey nicht zur

Ausfüliruiig komiiieu.

9.

Wenn die Landesherrschaft öÜ'entliche Freuden- oder Trauer-

Tage, oder öffentliche Gebete anordnen will, wird sie solches

dorn Bischoven zu wissen thun und diesem die innere kirchliche

Einriclil 1111.^ df-s \'ullzugs UI)pi-];in>< ii , Zeit und Stuink' alx i- im

Fall SU- t.s nüthif^ Hndet, bestimnicn; wo sie diCbc nicht bestimmt

hat, bleibt <lieses dem Bischov überlassen, doch so dass in Städten,

wo Landeskollegien oder Garnisonen aufgestellt sind, der Pfänder

mit dem Chef des Landesdicasterii und mit dem Militär Oomman-

danten, zuvor Rückspraoho ikIuik-, und nach Bt-Hnden Zeit und

Stunde darnaeb näher so berichtige, da>N ( oilisionen mit dvn

weltlichen lätantseinrichtungen vermieden bleiben.

10.

Folgende Gebetsformel wird am Ende des Gottesdienstes in

allen kalliolischen Kirdien des ivui.^taats tresprochen.

Duimae siilvum l'ac Eleetojeni

Ausserdeui werden die Pfarrer für die Wohlfahrt des Kur-

fürsten, der Kurfürstlichen Familie und des ganzen Kurstaates

in den Predigten, die gehalten werden in der Landessprache beten

und beten lassen.

U.

Kein katholischer Geistlicher wird in seinen V'orträgen an

das Volk oder in seinem Unterricht der Jugend weder unmittel-

bare noch mittelbare Beschuldigun^M ii, die den sittlichen oder

})iir;^erlicbeii ( liarakter anderer vom Staat aulori^iileii tiottes-

dieastc und der ibni zugethanen i angreiten, so wie jiuch

der Landesherr dieses keinem Geistiidien der andeiii (Jonfessionen

ungeahndet nachsehen wird.

12.

Die TjandesberiNobart wird nieht verl;iiii,'i'ii, dass die Pl'arrtM'

nacl» dem Gottesdienst andere 8taatsvertii;j;un!^en ablesen und

verkünden, als solche, welche unmittelbar Keiigion und 8itten

14*
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intereBsieren, und bey deren Yerkündimg der Bischov kein Be-

denken findet, dem sie deshalb jedesmabl zum Ausschreiben der

Publicfttions Verfügung an die Pfarrer zugehen; dagegen wird

auch ei kvine kirt hlichpn Vi iur*liiungon auf diesem Wege \pv-

kUndeii lassen, uhne den Planern /.ugleich das dazu erlaugU;

Kegienings Gutheissen mit zu eröffnen.

13.

Die gestiftete Jahrzeiten und ähnliche gottesdienstliche Ver-

richtungen jfiuT Stifter und Klöster, welche schon aufgeliolieu

sind, oder noch lerner eingehen werden, wild der Bischov unter

die Bora- und Landeageistlichkeit zur Besorgung austheilen, ohne

dass dafür an die Landesherrschaft wegen ehemaliger Stütungs-

Renthen oder sonst einige Ansprüche i^a iuacht werden kann, doch

wenlen die nocli etwa eigens vorhauilene unter d.is allgemeine

Stifts- oder Khjster-Vermögen nicht vermischte sondern hesonders

verwaltete Stiftungskassen seiner desfalsigen Disposition nicht

entzogen werden.

V^III. Von Jurisdiction des Bischois.
1.

In allem, was die Gewissensleitung und die blos geistliche

Sachen betrift, wird der Bischo? die nach den Grundsäzen der

katholischen Hcligioii ilim zukommende Uerichtsbarkeit ohne Be-

sorgnis einer Hinderung oder Beeinträchtigung \un der Laiides-

herrschaft ausüben. Für blos geistliche Sache kann hierhey nur

das angesehen werden, wo eine Religionshandlung der Unter-

thanen [wozu anmit die Frage über die Verbindlichkeit der Ehe

und deren Folgen sowie über die Kraft feyerlieher Ehi \ ersprüche

einbegril'en wird] oder eine kircldiciie Dienstleistung der ver-

schiedenen zur Besorgung des Gottesdienste bestimmten Per-

sonen, oder eine unmittelbar zum Gottesdienst gewidmete Sache,

als solche den Gegenstand der richterlichen Verfügung aus-

macht.
2.

Ausser dieseui wiid dem Bischov auch noch in kirciiiaheu
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Sachen mit Vuibeluill der Appellation au diia hindeshii i lit hf

oberste Gericht, eine (jerichtsbarkeit zustehen, vermöge deren

Arstens alle durch höhere Weyhen dem Kirchendien»t ge-

li^idmete Personen, so lange sie leben, und der Weyhe nicht

unwürdig erklärt sind, in allen blosen Dienstvergehungen , auch

in allen weltlichen A'ci ^Mjhungen, die blos bürgerliche Straten nach

sich ziehen und in allen Ansprüchen, die nicht zu einem < An-

kara der Gläubiger ausschlagen und die nicht eine weltliche

Liegenschaft unmittelbar, oder doch solche persönliche Verbind-

lichkeiten, die der Innlial)im,u einer weltlichen Liegenschalt ihi-

Kntstehen zu danken haben z. E. Pachtklagen u. d. gl., oder die

aus getragenen weltlichen Diensten entsprungene Verbindlichkeiten

als %, E. Yormundschaftsklagen oder endlich eine weltliche Erb-

schaft samt denen daraus abcj Hellenden Verbindlichkeiten zum

Gegenstand h.il)en. Zweitens Alle in den Jvarstaaten je-

weils aulgenoniniene oder geduldete Ordens- Person «mi oder Com-

mnnitäten ohne Unterschied ihres Standes und Privilegien unter

den vorigen Einschränkungen und Ausnahmen. Drittens
Alle für unmittelbar kirchliche Zwecke mit StaatsGenehmigung

aufgestellte Anstalten und Stiftungen wegen aller Anspriiclie,

welche die Erfüllung der Stiftung oder die dai'aus abqucllendc

Verbindlichkeiten betreffen.

3.

Bey denen in vorigem Abschnitt benannten 8trittigkeiten

muss jedoch (he Hntscheidüiig , soweit sie niclit l>lus geistliche

Verbindlichkeits Punkte betritt, lediglich nach den ergangenen

und ferner ergehenden Staats Gesezen geschehen, und ist im Ge-

genfall ungültig: auch müssen sie ohne Prozessfeyerlichkeiten

und Aufzüglichkeiten in summarischem Wege verhandelt und ab-

gclhaü werden.

4.

Dagegen soll der Bischov nie einig(* Streitsache der weltliche

Unterthanen, die nicht an sich geistlicher Natur ist, unter welchem

Vorwand es auch sey, an sich ziehen und werden insbesondere
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die Vorwände der Haus Angehörigkeit, Familien Angehörigkeit,

cydlichen Zusage, Gewissensbefangenheit bey Erfiillung oder

Nicht Erlulhinji oiwr ('\nfiejsnufiv\iej\ oder duicli Verdrehen auf

sicli geladenen Verbuidiii likeil, Mitbefan^^enheit eine^. kirchlichen

Interesse oder einer geibtlichen Person für iinkräftig zu Bewürkimg

einer geistlichen Gericbtsstandschaft erklärt. Ebenso soll derselbe

nie über Oriminalvergehen der geweyhten oder ungeweyhten geist-

liehen Personen oder Uber f'onciirse derselben oder Uber die sonst

olien ausgenoninienen (laUuugeu der Ansprüche an solche oder

Uber die Civil- und Vemir»gensberechtigungen der kirchlichen

Anstalten und Stiftungen oder über irgend einen Anspruch gegen

solche Stiftungen» deren nächster Zweck weltlicher Art ist, und

in die Staats Oblit -cnheiten einHiosst als z. E. Waisen Erziehung,

Arnienunterstüt/.ung , Kranken\ ( i pHegung u. s. w. eine ( n ri( bt«;-

barkeit sich nmnasen. .Jedoch wenn das \'erbrechen des (ieiät-

liehen eine infamirende oder körperliche Strafe mit sich bringt,

so wird der Bischov von dein Urtheil so zeitig benachrichtigt

werden, dass er vor der Vollziehung noch alles thun kann, was

die !\ ir«'lit'urecbte in Noichüiu Fall vorschreiben, woran man ihn

auch nicht hindern wird.

5.

Ebenso wenig stehet ihm eine Jurisdiction über die Ver*

la^senseliaften der (leistlicben in der Diöces weiter zu. als es

erforderlich ist, um sieb zu vergewissen, dass das Eigentbum der

Kirche gehörig vom Privat Eigenthum des \'erstorbenen abge-

sondert werde. In let-zterer Hinsicht wird ihm unverwehrt seyn,

das geistliche Gerichtssiegcl dem weltlichen beydrucken zu lassen,

auch Jurcb seine V(»n dem weltlichen ( 'oimiiiv-.ir < iii/uladende

Abgeordnete die Abnahme seiner Siegel zur bestimmten Zeit zu

bewürken, der Enifiunig beyzuwobnen, und die allem übrigen vor-

hergehende Aufsuchung und Zuhandnahme aller Effecten und

Papiere, welche dem Geistlichen Gerichtshof oder der Kirche an-

L;( li<'»r«'ii in A ii w»^>^<Mdieit des weltlicbeii Commissiu- /u bewinkrii,

wobcy derselbe, wenn Zweilei vorhele, oh etwas ein Kirchliches-
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oder ein at-Kigenthiim wäre, dessen besondere Verwahrung

unter beiderseitigem Siegel au den weltlichen Gerichts Abgeurd-

neteu wird verlangen können. In die weitere Abhandlung der

VerlaesenBchaft, sie seye nun mit oder ohne letzten Wille ver-

fallen, wird sich derselbe weiter nicht einlassen und nur ver-

liingen kcliiiun. dass so weit Hie Kirche noch unter vorkoninion-

tlen ( 'oiiipactattfu einen Antlicil oder (^uotam j)artem an Krbcn

zu fordern hat, ihm ein ordentlicher Theil- und Verweisungs Zet-

tel zur Nachricht und nach Beiinden der Umstände zu weiterer

Anordnung vorgelegt werde.

6.

Zu leichtt'icr Verwaltung der .Jurisdiction in seiner ^ehr

langen aber schmalen Diöces wird diese gleich Anfangs mit £in-

Terständnis der bischöflichen und landesherrlichen Behörden in

drey nicht allzu ungleiche Bezirke abgetheilt werden , und in

jenen beidLii Bezirken, wo di r IJischov mit seitu ni ( 'ajjitto] nicht

residirt, wird vr dir Jurisdiction in einer d.izu genieinschat'tlich

ein für allemahl m bestimmenden IStadt durch einen Officialen

verwalten lassen, damit die Diöcesan Untergebenen bey persön-

lichen Erscheinungen nicht allzu fem von ihrer Heimath zu rei-

sen genötigt bind.

7.

Ueber die Form der geistlichen Verhandlungen, deren Taxen

und Kosten wird sich der Bischov jederzeit einer anpassenden

Norm mit der Landesherrsehaft vergleichen und von dieser ohne

neue Vergleichung um dvi Landesherrsclutlt nicht abweichen,

noch seiner Ueistlichkeit und Dienerschal't eine Abweichung ge-

statten.

8.

Da die Zulassung von Füi'sprechern oder die Einberufung

der Partheien an entfernte Orte eines wie da^ andere die Tnter-

thnncn ndt unmääsigen Kosten beschweret, so wird in allen nicht

sehr wichtigen oder sehr schwürigen oder sehr weitläutigen Sachen

keines von beeden statt haben, sondern das Verhör der Par-
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iheien und der Zeugen durch den Landdecbanten oder bey dessen

Befangenheit oder rechtmässiger Verhinflenin;^ (hircb einen An-
dern :uu> dem Laudkapittel aus Auftrag deb geiütlicheu Uerichts>

hufeä besorgt werden, so dass die obere Leitung sowie die Ent-

scheidung des Prozesses' nur von dem bischdiiichen Vicariat oder

Ofüdalat geschehen*

9.

In allen Gnaden Sachen und in Gegenständen der willkür-

lichen Gerichtsbarkeit wird von den Bescheiden der Vicariate

und Officialate der Recurs an die Person des Bischoven zum
Behuf einer Revision dieser Bescheide genommen werden können.

In würklichen Streitsachen aber wird zwar der Bischov in Lan-

des Sachen nach Guthnden Einsiclit nehmen, und seinen Gerichts-

Verwaitem Instructivbescheide geben können, eine einmahl von

ihnen den Partheien verkündete Yerbescheidung aber wird wie

seine eigene angesehen, mithin kann davon weiter nicht an ihn,

sondern ledigUch in dazu geeigneten Fällen an die verfassungs-

mäsigc ( )])erbohr)rde recurrirt werden, bis wohin und ausser wel-

chem Fall der Bescheid Rechtskraft hat.

IX. Von der EhePolizey.

L
Wenn zwey Personen die Absicht haben, mit einander eine

Ehe zu schliessen ; so steht es ihnen frey, ob sie über den Voll-

zug dieser Absicht ein förmliches Verlöbnis mit einander ein-

gehen, oder in wechselseitigen Zutrauen zu einander ihre Vor-

Ix rcitnngen zur Eheschliessung ohne ein solches Verlöbnis ma-

chen wollen.

2.

Ein förmliches Verlöbniss muss vor dem Pfarrer der

Braut und zweycn von den Verlobten au^igewählten Ortsrichtem,

sodann von beeden anwesenden Verluhtcn in Anwesenheit we-

nigstens Eines der Eltern oder Pfleger jedes Verlobten oder

eines Abgeordneten derselben erklärt werden, und ist nur gültig,
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wf'nn nicht irgend eine der beywUrkenden und anwesenden Per-

sonen dagc'gon einen Anstand äussert. Es gilt nur auf ein halb

Jahr» Dach dessen Verlauf alle Kraft desselben erloschen ist.

3.

Nur da wo ein solches förmliches noch nicht veraltetes Ver-

löbnis vorliegt, kann sich ein nachmals entstehender Streit über

Vollziehung oder Auf hebung des Eheverspruchs vor die geist-

liclie (Icnehtsbehörde vereigenscliaften. Keinerley andere Be-

schaffenheit des Hergangs reicht dazu hin und am wenigsten kann

ein früher Beyschluf jenen Mangel eines förmlichen Verlöbnisses

ersezen.

4.

Was der geistliche Kichter erkennen kann , besteht blos

dann» ob die eingegangene Verbindlichkeit aufzuheben oder zu

vollziehen und letzterenfalls , mit welchen nicht Uber acht Tage

Gelaii^jiis bei schmaler Ko!^t zn extenulücntlcu Zwangsmitteln

der Widerspenstig'»' dazu vermögen, endlich, ob im Fall des Zu-

rUckgangs der schuldige Theil blos Schadens Ersatz oder Genug-

tlmung zu geben schuldig sey. Die Art und den Betrag beeder

Schuldigkeiten zu bestimmen» bleibt nachmals allein der welt-

lichen Behörde überlassen.

5.

Zur wtirklichen Trauung können Verlobte nicht gelassen

werden, es habe denn der trauende Pfarrer die lleberzeugung,

dass weder Staats- noch KirchenhindernisHe vorliegen. Ihnen

bleibt die W^ahl, sich v(ni dem l'lai ivr der Hraut oder des Bräu-

tigams oder des W^ohuorts der neuangelienden Ehe trauen zu

lassen; wenn nur das Nichtdaseyn der £hehindernisBe gehörig

dem tranenden Pfarrer beurkundet ist.

6.

Das Xichtdas< vn \oii Staats Hindernissen kann der Pfarrer

eher nicht £üi* richtig anerkennen, bis ihm von der Obrigkeit

des Orts, we beede Verlobte als Ehegatten sich haushäblich

niederzulassen gedenken, ein Heimatbsschein für ihre kflnftige
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Ebe vorgelegt wird. Sobald aber dieser da ist und sich bey
st ill. II IM'nrr Akten .lut'bowuhrt findet, mag es ihm weiter zu

keinem \ orwurl gcreicheu, wenn etwa iu dieüei Krtheilung et>va&

versäumt worden wäre, was die Staatsgese/^e erfordern.

7.

Das Nichtdaseyn kircblicber Hindemisse wird in der Re|»el

nur (Inrcb ein drey S(»nntäge liinten inandei otVentlicli in der

Ixirclie verkündetes nnd uhue die Folge einer Kinsprache ge-

bliebenes Aufgebot in den seitherigen Pfarreyen des Bräutigams

und der Braut für ausgemacht angenommen. Dem BischoTshofe

bleibt überlassen y m beurtbeilen , wo nach Beschaffenheit der

Fälle 1111(1 unter welchen r>eilingnngen dit?;>es (ireyiii;ililige Auf-

gebot nachgelassen werden könne; nur soll so hing der Biscliov

noch eine einmahlige Proclamation nöthig findet, die Trauung

nicht vor Verlauf von dreymahl 24 Stunden nach dem Aufgebot

vollzogen werden. Das g(>schehene Aufgebot desjenigen Pfarrers,

der die Tr;iiiimg nieht zu verrichten hat, muss durch seinen

Kntiassuiigs Schein beurkundet seyn.

8.

Von verwandtschaftlichen Ehehindemissen losszusprechen,

wird der Bischov biss sfum zweiten Grad der gleichen Linie ein-

schliesslich ermächtigt. Jene Dispensationen. Avelclie den /weiten

tJrad der ungleichen Linie oder noch nähere in der Schwäger-

Schaft oder Blutesfreundscbaft betreffen, bleiben dem Römischen

Hof vorbehalten, doch dass sie alldort ohne ein Zeugnis des

Bischovs über deren Unbedenklichkeit nicht ausgefertigt , und

dieses Zeugais von ihm ni<*ht oliiie vorher vorgelegte Versiche-

rung der weltlichen Behörde, dass diese bey dem Zustandekom-

men der Ehe ihres Orts kein Bedenken iinde, ertheilt und mehr

nicht als billige Expeditionstaxe gefordert werde.

9.

Niciiuils mag es als ein Ehehin(lerins> angesehen werden,

dass ein Theil der \'erlobten sich zu einer anderen christlichen

Oonfession ausser der Katholischen bekenne; wohl aber wird
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man «len rroU^tanlisclien Ehctlieil anhalten, wvwn die Trauung

in einer proteätantisclitn IM'arrcy geschehen iialtc, sich auch

noch bey einem Kutholiscben Pfarrer einsegnen zu lassen, wozu

umgekehrt der Katholische auf Verlangen des protestantischen

Tbeils auch verbunden geachtet werden soll.

10.

AVo aber ein solcher Verlobter anderer rfuifV'ssion selioii

vorhin in einer Ehe gestanden und von seiner Kirchenbehörde

i;eschieden worden, da soll ein Unterschied gemacht werden, ob

or als Unschuldi^rer Theil mit der Erlaubnis zur Wiederverheu-

rathung geschieden worden oder aU m hiildigtr ri)« il ohne .•>ulclic.

im ersteren Fall wird von Seiten der Katholischen Kirchen-

ubngkeit die aufgelöste Ehe als nicht bestanden betrachtet, mit-

hin daraus kein Eheliindernis abgeleitet werden, wogegen fiii* den

andern Fall von der weltlichen Ohrigk' it zii<^esagt wird, dem etwa

von dem schuldigen Theil bey seiutjr Behörde erlangten Nachlas

des Eheverbots keine Würkung in Bezug auf die katholische

Kirche zu geben, mithin dergleichen Personen keine Ehe mit

katholischen Untcrthaneu des Kurstaats zu gestatten , noch die

etwa eigenmächtig gesclilüsseueu derartigen Ehen für gültig zu

crkeuncu.

11.

Die Streitigkeiten über die Gültigkeit der Ehe, wobey das

Band unmittelbar in Frage ist, so dass es auf dessen Auflösung

oder Fortsezung aTikumml, viMMcibcn ilrin i^eistlichen (ierichts-

liof, der alüdann auch über die Folgen einer Aufhebung der

Ehe in Absicht auf Ernährungs Schuldigkeit der Frau und Kin-

des ingleichen auf Ehelichkeit der Kinder mitzuerkennen hat,

jedoch ohne weiter in das der Polixei Obrigkeit heimfallende Er-

messen über Ort, Art und BeUag dei Ernährung sich einzu-

lassen. Wo aber die CiUltigkeit einer Ehe nur hf vliiutig in

Frage kommt, in einem Streit, der zunächst einen andern Gegen-

stand z. E. ein Erbrecht, einen Stand der ehelichen Geburt u. s. w.

betrift, da entscheidet der behin-ige weltliche Richter und kann
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«ich die geistliche Gerichtsstelle das Krkenntiiis nicht anuias^en.

12.

Streitigkeiten zwischen Ehegatten, so lang es blos auf Her-

stellung des Ehefriedens und Bestrafung des unfriedfertigen

Theils ankommt, gehören Mos vor die weltliche PoUzeibebörde,

olinbeschadct des \'orinittluiigsrechts des bisburigeii Pfarrers,

öubald aber eine zeitliche oder bestänilige Trennung verlangt

wird, gehöret die Sache vor das geistliche Gericht, und soll also,

sobald die Sache im Verfolg untersuchter Strittigkeiten dahin

gediehen, und der Friede nicht wieder Termittelt werden könnte,

vun den Landesgericliten iiiit» i einstweiliger provisürisckeii Für-

sorge lür die fcJicherbeit der Personen oder des Vermögens fla-

hin verwiesen werden , so wie hinwiederum dasselbe nochmals

nur über das Band der Ehe und die Emährungs Schuldigkeit

erkennen kann, alles aber, was deren Quantum oder sonst die

Vermögens Auseinaiulerset/.img und Sicherstellung betrili't, der

weltlichen Behörde überlassen iuuss.

la.

Diese Gerichtsbarkeit des Bischofs wird jedoch nur auf

Ehen, wo beede Theile katholisch sind, stattfinden : wo ein Ehe-

tbeil anderer Religion ist , wird jede Strittigkeit als eine welt-

liche Polizevsacbe behandelt und von der hetreft'enden Staats-

behörde jedoch so entschieden, dass keinem Theil dahey etwas

aufgelegt oder zugemuthet werde, was nach den Regeln seiner

Kirche von ihm als gewissensbeschwerend mit Grund angezogen

werden könne, mler was ge«reri die Diseiplin seiner Kirebe laufe,

mithin daboy jeder Theil uach den Grund»äzeu seiner Keligiou

behandelt werde.

X. Von der Geistlichkeit überhaupt.

1.

Niemals wird der Bisebot für sich selbst jemanden emen
der drey höheren Grade der geistlichen Weyhen ertheilen, er

sey denn ein Landes Eingebohmer oder von der Landesberr-
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Schaft mit einem fiinsässigkeits-Brief verseben, habe das sieben-

zehnte Jahr zurückgelegt und das Studium der Philosophie mit

Billigung seiner Lehrer vollendet somit sich zum Studium der

The<»lugie gewendet , iiuch darauf entweder auf gerielitlieli ein-

geseztes eigenes, wenigstens Einhundert Achtzig Gulden eintragen-

des sicheres Vermögen einen VermÖgenstitel vorgelegt, oder auf

das allgemeine Landkirchenvermögen hin von dem Landes-

herrn einen Tafeltitel erlangt.

2.

Den obersten Grad dieser geistlichen Wevlien nemiich die

Priesterweyhe wird der Bischov keinem zu ertheilen genöthiget

werden, er hahe denn nach ahsolvirtem theologischem Studium

auf der hohen Schule des Landes seine Amtsbetahigung im

bischövüchen Seminar gesucht, uiul sich tiarin amtsfjihig er-

wiesen, wenn nicht wegen besonderen Verhältnissen und sonst

bekannter Befähigung er einen oder Andern von der Bildung

im Seminar dispensiret. Er wird sie aber auch keinem ertheilen

können, der nicht zwey Jahr die katholische Theologie auf der

Landes Universität studirt hat

3.

Erst von Zeit des erhaltenen dritten Grads der oberen

Weyhe an, wird ein Geistlicher der geistlichen Standesberechti-

gungen und Frcyheitcn in den Kiirstaatcii l'iir tlicilliaftig ange-

sehen werden, die er alsdann lehciis lang zu geiiicsscn haben

soll, wenn er nicht nach Befund der Umstände und Vergehungen

etwa vom Bischoven der Weyhe unwürdig und verlustig erklärt

wird. Die Standes- oder (lelUbds Verbindlichkeiten aber wird

(h iscllH» schon von Enipraliuni; des ersten (iiads der drey oberen

Weyhen an /.u erfüllen angehalten werden.

4.

All Obiges hat jedoch auf Krtheilung der Weyhen an fremde

Diözesangenossen, die dazu von ihrem geistlichen Oberhirten den

Lossohein erlangt liahcn. keinen Im /iil;; sondern dies(t mag er

auf des entlast^eudeu Bischofs Gefahr und Verantwortung hin,
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vornehmen , wenn die allgemeinen Kirchenrechis Erfordernisse

vorhanden sind, ohne daran von Staatswegen verhindert zu wer-

den, aber aucli (»Inu' (Li<liirf]i diesen Geistlichen iii^end einen

AiisiJiuch au diia Ijand ei^jeu zu machen.

5.

Kein Ausländischer icann ohne StaatsErlaubniss in geist-

lichen Amtsverrichtnngen im Kurstaat gebraucht werden, und
kein Iiiiiläii<lisclifi- J'iiester kann ohne eine mit laiulc--lieiiiiclR'iii

( lutlieissen Yei>eliehe Ei'laubnis <1<'> IJiseiinvcn den Kurstaat ver-

lassen um in andern Landen und Diözesen Dienste zu versehen.

6.

Die Geistliche werden nie gehindert werden, in KatholiRcbcn

Kirclispren^'ehi bey A iiitsvn rie]itnn*ren sieh der Amtskb'ider iiiul

Zieratlien zu bedi(Mien, die ilrrein (irade zustehen. Ihre Stand«'s-

tracht, die sie aller < )rten im Evangelischen wie im Katbolisclieii

Landestheil tragen dürfen, soll in einer gewöhnlichen Kleiduii|2^

von schwarzer Farbe, wobey sie sich auch des kurzen Mantels

l)edienen nnigen, sofort bey der höheren Geistlichkeit in denen

atuleiii ilireni Gnid ani^< iii< >,senen Auszeichnungen bestellen,

dem Bischoven aber frevsteben nach Guttinden darüber zu er-

kennen, welcherley farbige Kleidung und unter welchen Um-
standen er ihnen zu tragen erlauben wolle, nur dass nachmal»

derjenige, der in \\ tltliclicii Kleidungen \uu unlH-kamihn Pei*-

sonen eim^ Beieidiguuu otlcT sonst in ijgentl einer AVcisc eine

rnanchmlichkeit widerfährt, zu deren Ablehnung oder zu Pro-

vokation einer härteren Ahndung sich nicht auf seineu geist-

lichen Stand berufen kann.

i

.

Ein katliolischer Priester, der iiundlungen nnteriiomnieu

iiätte, welche dem Priesterstande ungeeignet, dem La^'enstand«

aber erlaubt und anständig sind, soll desfalls nach den Kirchen-

gesezen behandelt und gerichtet worden können, solang er geist-

licbe Funktionen dal>e\ ausübt , uml wird dazu die Hülfe des

weitiicheu Arms zuges>agt. Würde er aber den goiütUchon Fuuk-
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tionen ganz entsagt haben, so soll er des Schuzes und der Ge-

rechtsamen der Katholischen Kirche und des Staats gleich j(>dein

niulrrn Katbolisclicii Laven fortgeniesseii, uiul iiuf sein Priotcr-

ixmi samt dein damit vei hundt^ueu (jiehalt bleibt zur uuderweiLeu

Vergebung dadurch eröfnet.

Xr. Von Stadt und Lan ddechanten und Kapitteln.

1.

Die ganze Difiees wird durcli liöniclie Anordnung mit

landeslierrliehem (Tutheissen in schickliche, soviel möglich mit

der weltlichen Amts Eintheilung übereinstimmende Capittelsbe-

zirke abj^etheilt werden; in deren jedem ein Hauptort der Siz

des Dechanten sey, dem alsdann alle übrige in dem Bezirk he-

pfriindete Geistliche, \M*lclie nicht besonders des l'alls geln vt

sind, als ( 'apittelsglieder , sodann sie nnd alle in snlrbem aU

Gebülfen oder sonst dienstlos sich aufhaltende Geistliche, auch

alle jene Weltliche, deren ordentlicher Pfarrer abgekommen

oder rechtlich verhindert ist seinejn Amt vorzustehen als Pfarr-

angeliüi iiiit' untergeben sunl. Diese Bezirke werdeu nach dem

Ort den bestimmten 8izcs benannt werden.

2.

Der I )t'chaiil wird ausser obiger Pfarr (iierichtsbarkeit, nach

ordeatlichür Weise und sofern nidit satte Beweggründe zu einer

Ausnahme im einzelnen Fall eintretten, zu allen durch müud-

liches Verhör kurz zu erörternden Parthiensachen der bestimmte

Gewalthaber des BiscfaÖrlichen Vicariats oder Officialat», sowe

zum \ fillzug der Beschlüsse derselben dvv ordiiungsmässii^e Exe-

cutor seyn : hingegen keineswegs einige Bescheide aus eiircner

Amtsgewalt geben, noch sich eigener (Gerichtsbarkeit in solchen

Sachen anmassen, sondern lediglich als Beauftragter des Bi-

schofs znr Untersuchung der Sache nnd Erforschunsf der Uni-

ständr uiivh Weisung der vorgesezten Bischövliclien liclinnle

handeln können.
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3.

Der Landdechant wird noch weiter der unmittelbare Auf-

seher auf die Kirchen- und äussere Sitten-Zucht in seinem Ka-
l)itt(*ls])ezirk seyn und ki at't iliesjci- ( )l»lief;enlieit alle waliniühmi ii-

den Gel)rechon, die er lüclit iluich Weisunj^eii an die Pfari'tT,

oder durch Communication mit dem landesherrlichen Bezirksbe-

amten zu heben vermag, der geistlichen oder weltlichen Behörde,

je nachdem ihre Beseitigung zu der Sphäre der einen oder an-

dern (Jewalt gehöret anzeigen und dort die Abhülfe betreiben.

4.

Der Landdechant wird endlich der gemeinschaftliche landes-

herrliche und bischÖTliche Schulviaitator seines Bezirks seyn und

über den Erfand jeder jährlich in Bezug auf den politischen wie

Miif den relij^iösen Theil des [Jntt iriehts vorzun« iimciidcn A'isi-

tation der landesherrlichen wie der biscliövlichen Oberbehörcle

seinen gleichlautenden Bericht erstatten, damit diese jeder in

seiner Sphäre allein oder nach gemeinschaftlicher Vereinbarung,

ihm darauf das Nöthige rückmelden kennen, auf wessen Vollzug

fr dann Amts halber zu wachen liat, und datiir vcraiiluoi ilich ist.

Doch wird weder geistliche noch weltliche Obrigkeit gehindoi-t

seyn, so oft sie es nöthig findet, in Bezug auf den einer Jeden

zunächst unterstehenden Theil des Schulunterrichts geistliche

oder weltliche Personen eigens zur Visitation abzuordnen.

5.

Exenit von der Aufsicht der Landdechauten mml a) die in

seinem Bezirk bepfrüudeten Amtsdomherm oder bischövliche

OfHcialen, [jedoch ohne Folge auf den Dienst nach ihrer Ah-
kwnft] als welche dem Bischoven und seinem Generalvicar im-

miUt'lliar uiit»'i>tehen b) die etwa dai-inn anisjestelltt^ ^(üstliehe l iii-

vcrsitats-Lycitunis- (tdrr Gymnasiums- Prof<'ssoren, deren erstei-e

ebenfalls allein dem Bischov, die andern aber ihrem geistlichen

Schuldechanten und nur bcy dessen Ermanglung ausserhalb den

Schuldienstaiigelegonhciten in andem Sachen den Landdechanten

aU ein für alle mahl dazu beauftragten Hisi Imvlichen ( Jommissarien
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untergeben sind, c) Die in dem Kapitelsbezirk in einer öffent-

lich anerkannten Gemeinschaft lebenden Ordensgeistliche männ-

lichen oder weiblichen Geschlechts, als welche unter ihrem Or-

«Iciisvorsti luM iiiul »lieser wiedeium uiuuittelbar unter dem Bischov

und dessen Vicarien stehen.

6.

Statuten der Landcapittel können nicht ohne zusammen-

treffende Landesherrliche und Bischöfliche Autorisation zu Kräf-

ten aaw acliNcii. Dem l?is( lioveii ht<.'ht iVoy ihnen der«^leielien nach

zu ihrem Innhalt erlangtem Uutheissen des Landeslursten vor-

zuschreiben.

7.

Sie können eine Capittels Gasse und ftir diese einen Oäm-

merer aus ilircu (Gliedern haben, zur ricstKitung der Kosten

und Anklagen, welche für gute K<^itrung des Capittelhezirks

durch den Dechanten aufzuwenden sind» welche aber unter der

Aufsicht des Gapittcls und der Oberaufsicht des Landesherm

wie des Bischoven steht.

8.

Sie können sowohl für ihre Capittels Angelegenlieikn , als

für Berathschlagungs Gegenstände, welche ihnen der Biscliov vor-

legt, und welche nichts ihrem Staats Eide Zuwiderlaufendes ent-

halten, Versammlungen ohne vorherige Erlaubnis Einhohlung bey

der Landt sK '^itn ung luilten, aber nichts Xeue.^ /aiv Verkündinig

oder Ausführung bringen, wozu nicht zuvor das weltliche Uut-

heissen erlangt wäre.

9.

Sie können ein landesherrlich gutgcheissenos Siegel luhren,

das in der Verwahrung des Lauthlechanten sey und zugleich üir

alle dessen Decanat Geschäfte diene.

10.

Damit hecde Gewalten sicher scyn mögen, dass diejenige

PrisoM, die zur DcLJiiiatkirche udanget, liiliii: scv jene Ohliegen-

heiten zu übernehmen; so wird der Landeslierr seine Lehen-

Dcttticbe Zeitschr. t KlTchcur«cbt. XXI. 2. 15
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heri'lichkeit an den Decanutkirehen so ausüben, dass er aus der

Zahl derer wegen ihrem Fleiss in Ausbildung ihrer Wissenschaft

und Sittlichkeit rühmlich bekannten, auch in ihren Landschulen

vorzüglich würksam sich enseigt habenden Pfarrer drey dem Bi-

schovi'ii Zill Auswal)! honenne, aus welchen Eintiu der Bischov

alsdann die Decanatkirche übertrage.

XII. Von Pfarreyen und Pfarrern.

1.

Alle Pfarrpfründen, welche dermahlen bestehen, bleiben bey

dem Einkommen das sie haben, es bestehe in (lütern, Guts-

Renthen, (Teldrenthen ,
Geld, oder (^eldswerth, und kann davon

nie ein Theil zu weltlichem Gebrauch weggenommen und umge-

wandelt werden, ohne Ersaz in gleicher Eigenschaft zu thun.

Dem Bischov aber bleibt frey unter landesherrlicher Mitbe-

willigung von reiclici i n Pfründen etwas ab/unelunen und jenon,

welche an der Nothdurit etwas abgehet, in Ermanglung anderer

näher geeigneten Quellen zuzulegen.

2.

Die Besczung derselben geschieht durcii V orstellung des

Landesherm aus denen vom Bischov dazu durch die ertheilte

Weyhe für fähig erkannten und nicht durch ein vor der Er-

nennung dem Landesherm angezeigtes Interdict der Ausübung

ihri'i Auitsberechtigungen ganz imIo lür eine Zeitlang unwürdig

erklärten Landi'sgeistlichen krait der ihm zustehenden Kirchen-

Lehenberrlichkeit. Uievon sind ausgenommen , e i n m a h 1 die

Pfarrpfründen und Hülfspfründen an dem Ort der bischövlicben

Residenz und an den Orten, wohin die Officialate bestimmt

werden, wt'lclic znm IJcliur der Mitversebung ilieser bischövhCbcii

Dienerpliichten th*r Coliatioii des Ordinarii überlassen werden,

soweit ihrer nicht mehr als drey sind, sodann diejenigen

Pfründen, worauf kraft anerkannten Stiftungs Rechts oder sonst

gültigen Rechtstitel ein dritter die Lehenherrlichkeit hergebracht
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hat; endlich in seiner Art(!) die oben genannte Decanat-

pfriindeii.

3.

Die Vorstellung geschiehet innerhalb der canonischen Zeit

von vier Monaten längstens wenn nicht um unvermeidlicher

Hindernisse Willen von dem Bischov eine längere Frist gesucht

und erlangt würde, durch ein iinuu-lialh (li^'^cr iKMiiliclien Frist

von dem Erniumten dem Bischovshol' bej* der Vorstellung vor-

zulebendes ErncnnungsPatcut, worin der Ernannte angewiesen

wird die bischövliche Uebertragung des Amtes nachzusuchen,

worauf dieser alsdann nach Gutfinden eine canonische Einsezung

oder eine Coininonde auf unbestimmte Zeit oder auf Widerruf

ertliiülen kann, niemals aber eine Commende bius auf bestimmte

Jahre, die nur unnöthige Emeuerungskosten veranlasst.

4.

Die Commende kann ohne irgend eine dem Bepfrlindetcn

t'Kifnoto l isiicbe vom Biscbov nach erlangtem laiidcslicrrlithcni

Guthcissen wieder eingezogen und dago^eii einigerley Hechts-

mittel von dem Bepfründeten nicht zur Hand genommen werden,

sobald ihm eine den anständigen Lebens Unterhalt nothdilrftig

sichernde Station angewiesen wird. Wo kanonische Einsezung

vorgegangen ist, kann zwar ihr IMViinde nie nhno rechtskräftig

gewordene KiUsezung dem Bepfründeten entzogen winlcn, wohl

aber kann ohne landesherrliches (iutheissen ein Amtsgehttlfe und

mit landesherrlichem Gutheissen ein Amtsverwescr und PfrOnd-

verwalter vom Bischov ihm gesezt werden, wenn er es für das

W ohl der Ivircbe nothwendig achtet.

5.

Es mag nun aher ein Plarrdienst oder auch jede andere

geistliche Pfründe mit oder ohne Präsentation eines Lehenherm,

ilurch Einsezung oder Commende vom Bischov vergehen worden

scyn, so kann der Ht pfründetc elier nicht ti;i\oü licsitz iichiiKU,

nocli eine Anitsvcn it htmig vfii-nchmen, er habe denn mittelst

Vorzeigung seiner bischövliclien Uebertragungs Urkunde Ucy dem
15*
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weltlichen Amt, in dessen Gerichts Sprengel seine Pfründe liegt,

sich zur Ablegung des Eingangs gemeldeten Staats Eides gestellt,

Zeugnis über dessen Ahletrmi;; genommen sofort vom TiUnd-

tU'clianten Jinf Vorweisung der hiscliövHchen Uebertragungs l r-

kunde und dieses Eideszeugnisses die Einweisung in den Besiz

erlangt

e.

Jeder Pfarrer ist gehalten, in seiner Pfarrey zu re.sidiren.

Wann aus canonischen Ursachen für bestimmte Zeiten der Bi*

schov Einem die Residenzpflicht erlässt, so kann diese Erlassung

nicht über sechs Wochen im Jahr dauern und nicht zu einer

Reise ausser Landes lienuzt werden, oiine dass dazu Kegierungs-

Ciutbeisseu erlaugt say.

7.

Sie sollen sich belleissigen s<j wie überhaupt in allem Guten,

also besonders auch in Aelitung und Befolgung der Stnat^i- und

Folizey-Geseze, welche das Verhalten der Bürger und Einwohner

des Staats gegen einander bestimmen, mit ruhmlichen Be} spiel

voranzugehen, widrigenfalls sie die vom Landdeeh<Mnten auf An-

suchen des weltlichen Amts ihnen auizulegende und einzuziehende

gesezlicheu Polize^'stral'en unnachlässig zu erlegen angehalten

werden.

8.

Ihre Pfarr-Matriculn oder KirchenBücher, da sie hierlands

zugleich zu Beurkundung des bürgerlichen Standes dienen, werden

sie genau nach denen von geistlicher und weltlichen Obrigkeit

verglichenen Vorschriften einrichten, sie auf das j)ünktlichste und

zwai* doppelt liüiren, sofort das eine Ex* niplar stets bei ihren

Inventarien-Stücken wohl aufbewahren, das andere aber in den

vier ersten AVochen nach jedem Jahrcsschluss zu dem weltlichen

Provinzcollegio, dem ihr Kirchspiel untergeben ist, durch die

Hand ihres Landdechanlen , dem sie solche einzuweisen haben,

zur Aufbewahrung übermachen.
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9.

Für ihre Dieobtvernchtuugen aller Art werden sie nicht«

fordern, ausser die nach einer zwischen dem Landesherm und

dem Bischov jezt zu berichtigeuden, sofort nach Zeit und Um-
ständen ihrer freyen gemeinschaftlichen Aenderung unterliegenden

Stol Ordnung erlaubte ( ii l)iibien, die sie jedoch chcii falls nur von

VeruK'iglichen nitht aber von Armen, noch wegen der dürftigen

von Staats- oder Kirchen-Cassen zu fordern berechtigt sind.

10.

Keiner wird sein Kirchenamt in die Hände des BischoTs

niederlegen küniif'n, er habe denn zuvor von seinem Voilialien,

von den Ursachin und von dt u Heihnguugen desselben dem

Landesherm die Eröl'nung gethan sofort wenn befunden worden

ist, dass und wie weit solches in Staats Hinsichten unbedenklich

sey, das Zulässigkeits Zeugniss erhalten.

11.

Keiner wird denen in seiner Plarrey sieli aufhaltenden Prote-

stanten die Dareichung jeuer geistlichen Handlungen, die beeden

Kirchen gemein sind, als Taufe, Trauung, Leichenbegleitung

u. 8. w. wenn sie verlangt wird, versagen ; keiner aber auch solche

Personen hindern wenn sie w(dlen dtib y Handlungen so wie

jeflf andere geistliche Hebung ausser seiner Pfarrey bey andern

Religionsverwandten zu suchen, wenn sie nur bey jenen Hand-

lungen, die zur Pfarr Matricul gehören, ihm die zum Einschreiben

nöthigen Anzeigen machen, und die geoi-dnete Gebühren, — so

weit sie Vermögens halber dergleichen schuldig werdet! ent-

richten. Den Geistlichen Anitsverrichtuugen fremder iieligiou in

Privatwohnungen ihrer Religionsgenossen, soweit sie blos seel-

sorgeamtlich sind, wird er ebenfalls keine Hindernisse in den

Weg legen können. Soweit sie aber in den Pfarrbann ein-

schlagen, mitliin zur Matrikul einzutragen sind, wird es ohne

Ersuchen an ihn und seine gegehene Autorität niclit stattfin-

den; wo er diese ertheilt, werden solche fremde Geistliche blos

als seinen Stellvertreter sich ansehen können, mithin ihm zum
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Kirchenbuch oder Pfarruiatricul das nöthige anzeigen müssen,

und nie aus solchen Handhingen, so oft sie auch in Wieder-

hohlung vurgekommeu seyu möchten, einiges Pfarrecht ableiteu

dürfen.

XIII. Vom Pfarrverwalter und Pfarrgehülf en.

1.

Eine Pfarrey, die offen ist, aber um eingetrettener Hinder-

nisse willen nach bischovlichem Erkenntnis in der geordneteu

Zeit nicht wieder ersezt werden kann, oder die noch besezt und

deren Besizer sie selbst zu versehen ausser Stande ist» mag zwar

einem Pfarrverwalter aus der Zahl der Landes Titularen vom

Bischüv übergeben werden, unangesfben. dass es eine Patronat-

Pfarrey sey; jedoch muss der Verwalter, ehe er die Verwaltung

antreten kann, der betreffenden landesherrlichen Stelle sein

Emennungsdecret und die Weisung, die er wegen Einziehung

und Verwendung der Pfründgefälle etwa besonders erhalten bat,

vorleppn , welclie dann entweder scldechtliin den A'ollzug be-

willigen, oder wenn in Absicht auf das Pfründeiukommen ihr

die Disposition nicht zweckgemas schien, die Bewilligung nur auf

die Amtsversehung beschränken, und wegen des Pfründ Ein-

kommens das weitere vorbehalten kann. Dieser Vorbehalt würkt,

dash bitj bicli gegen den Bischuvbhol' über die zweckmässigere

Einrichtung in Unterhandlung sezen muss, worauf denn entweder

ein einverständlich entworfenes bischövliches Beeret, dem sie ihren

Willehrief ertheilen können, oder die Einhohlung landesherrlicher

Entscheidung über den Zwiespalt erfolgen muss, welch k'tzteir

in jedem Fall der einstweiligen Verwaltung offener oder ge-

pfarrter Pfründen ihr endliches Maas und Ziel giebt.

2.

Niemals wird jedoch eine PfarrVerwaltung von Landesherr*

scbafts wegen Mlk'in aii^t'Oidncl udvv vcraiilfisst . sondern dci'i'n

Nothwcmligki it und Hätblichkeit stets dem Üisciiovlichen freyen

Ermessen anheimgelassen werden.
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3.

Die PfarrgellUlfen, welche ei^^ens gcstiltete riründeu und

Pfründpflichten haben, werden in Ermanglung eines dazu be-

sonders berechtigten Lehenherm, Ton dem Landesherm ebenso

vrie Pfarrer, doch nur auf jederzeitig frcyen Widerruf verliehen (?),

und dein Bischov zur Amtsanvertrauung benannt, upIcIio Wider-

ruflichkeit die Folge hat, dass wenn sie mit dem Pfairer oder

mit dem Kirchspiele in solche Verhältnisse fallen, um welcher

willen ihre Aushülfe femer nicht mehr nüzlxcb oder gar schäd-

lich erachtet werden müsse, durch Landesherrlichen oder Bischöf-

lichen Widerruf, je nachdem in der (iowaltssj)hiire des Einen

oder des Andern der Anlas zum Widerruf sich hervorthäte,

seine Abrufung und Verweisung auf eine andere Aushülfsstelle

geschehen könne*

4.

Diejenigen i*farrgeliülf< n liinpegen, welche hlos von den

Pfarrern aus ihrem Pfründeiukommen unterhalten werden, hat

lediglich der Bischov jedoch nur aus der Zahl der Landes-

Titularen zu ernennen und den Pfarrern beyzuordnen, sofort

damit je nach dem es das Beste der Kirchenzucht erfordert, zu

wechseln, und ninn wird ^^ich von weltlichen Regiments wejjen,

ausser dem Fall einer entstellenden gerechten Besclnverde oder

einer durch einen solchen Gehülfen veranlassten Gefährde für

das Staatswohl, nicht einmischen.

XIY. Von Schullehrern und Mössnern.

1.

Niemand wird in den öffentUchen Schulen der katholischen

Kirchspiele, als Lehrer oder Lehramtsverweser oder Lehrgehülfe

zugelassen, auch niemand als Lehrer der Theologie oder Reli-

gion auf höheren Schulen, welcher Art die seyen, angestellt

werden, er sey denn zuvor in Absicht auf die kirchliche }^V'

Ziehungen seiner Lehrptlichten von der bischöflichen Behörde

geprüft, und mit dem ^eugniss der Rechtgläubigkeit und Tüchtig-
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kcit versolieii, woboy dieser unbenomnien bleibt, ein eidlicbes

(jilaulM^iislK'kt'njiliii.ss v<»ii iliia zu fordern, keineswegs aber soubt

einige eidliche Yerptücbtung gegen den Bischov.

2.

Die Ernennung der Stadt und Landscbullefarer, wo nicht

einzelne Gemeinden oder Privatpersonen das Recbt dazu berge-

bracbt bal)en , bleibt der Landesberr^cliatt aus der Zabl derer

wie obgedacbt vom Biscbov für tücbtig erklärten Scbulmäuner

;

doch wo ein solcher zugleich Mössnerdienst ssu veiiichten hat,

wird er gehalten seyn, vor der Einweissang ins Amt das Zeug-

nis des Pfarramts voi /ulegen , dass dieses gegen seine mösner-

amtliche Dienstautiettung keinen erhtljlicben Einwand zu machen

Ijabe, über welchen andernfalls, und wo ein solcher einkäme, der

Bischov mit den Landesherrlichen Stellen sich einer gemeinsamon

Ansicht und Verbescheidung vergleichen wird.

3.

So wie der Laiuh slierr in Bezug auf den politisclien Tlieil

des Unterrichts und Bildung nach Uuttinden Visitationen an-

ordnet, so wird dem Bischoven unverwehrt seyn, in Absicht auf

den religiösen Theil des Unterrichts und der Sittenzucht Visi-

tationen /.II veranstalten, und Anordnungen zu tietVen, doch

müssen letztere Auoi dnuii;,M'n jedesmablen der betreiieiiden Staats-

stelle nacbriclitlich mitgetbeilt werden, damit diese sich von ihrer

Unverfanglichkeit für die Staatswoblfahrt überzeuge, so wie der

Staat die seinige jedes mahl an den Landdechanten richten wird,

damit nut' diesem \\\ge der Ordinarius davon in Kemitiiis komme
und nach Betinden ihres Eiullusses auf das Kirchcnwohl bey-

würkende Oberhirtenamtliche Anordnungen oder (xegenvorstel-

lungen machen könne.

4.

Wehren Vergeliuui^^on in M«»sneramtlichen Verrichtungen oder

in Besorgung der religiösen Lehr-Pliichten wird der Sdiullehrer

der polizeyliehen Correction des Bischoven unterliegen, die docb,

ausser Verweisen, massigen Geldbussen und kurzem Verhalt im

L.iyui^üd by Google



Ludwig, Zur i.jt;»chicht4i der bad Goncordatsbeslicbungen. 223

1 n .N.x rungsliaiis nur in localci oder totaler l iitersaguiig der

Amtsführung bestehen kann; aubey müssen beede letzteren Arten

der ^rkenntniase jedesmakl zuvor den landesherrlichen Stellen zur

Mitbewilligtuig vor der Verktindung vorgelegt werden, damit diese

in den Stand kommen, für den sehicklicben Vollzug durch Ver-

sezung oder Dienstentlassung zu sorgen, wenn der Fall dazu ge-

eignet erfunden wird.

5.

Ausser diesem Fall werden si( Ii die geistliche (Trerichte keiner-

lei bürgerlich« oder striit'ende (jlcrichtsbarkeit über die Schul-

lebrer, Verweser und GehUlfen aumassen, sondern diese lediglich

der weltlichen Gerichtsstelle in persönlichen Sachen sowie in

Dienst Besoldung»- und BegÜterungs-Verhaltnissen unterliegen.

XV. Vom K i r c Ii ü u V e r m ü g e u.

1.

Alles Vermögen, das der Katholischen Landehkirehe des

Kurstaats überhaupt angehört, so wie jenes, was einzelnen Kirch-

spielen oder geistlichen Pfründen eigen ist, bleibt so wie unter

der Aufsicht des Biscbovs also unter der hohen Kastenvogtey

des Landc;>Lerrn. Beede werden zu dessen Erhaltung und zweck-

mäsigen Verwendung zusammenwürken.

2.

Zu allircmf^inem Kircheiivtrmögen L^clitiret alles tlMsjoniire

welches zunächst nicht den kirchliclM ii Hedürtuisseu eiue» ein-

zelnen Kirchspiels oder einer einzelneu i*larrey, sondern grösseren

geistlichen oder weltlichen Distrikten, ganzen Provinzen oder gar

des ganzen Kurstaat gewidmet ist. Hiezu wird der Landesherr

die Verrechner nach vorherigem KinveriRlimi ii (K s liiscLüvlichen

Gutachtens ernennen, anstellen und verpHichten; aut erhebliche

Erinnerungen des Bischoven gegen eine dem Landesherrn von

seinen CoUegien in Vorschlag gebrachte Person aber billige

Rücksicht nehmen.

Digitized by Google



224 Abhandlungen.

3.

Die jährliche Abhör ihrer liecliniinpen wird dureli zii-

saiiiinengesczte landesherrlicLe und bischöriiehe Commissaneii ^^e^-

schehen, welche dabey dasjenige, was etwa ßestimmungswidriges

aus bioser UQacbtsamkeit anterlattfen, abstellen, was aber durch

etwaige irre geleitete höhere Verfügungen eingeleitet zu sein

schiene, hey den betreffenden Behörden vorstellen, von allein

Erfolg aber dem liaiidesherrn wie dem Biscbov uach näher zu

verabredenden Formen Anzeige thun.

4.

Ausgaben, die rennög des vorigen Herkommen von der

Eigenschaft sind, dass sie einem solchen fimdu anfliegen nnd

nur ihrer Quantität nach in einzelnen Fällen einer Bestimmung

und deswegen einer Anweisung bedürfen, werden von jener geist-

lichen oder weltlichen Stelle — unbeschadet der gemeinschaft-

lichen Ober Einsicht bey der Abhör — darauf angewiesen, bey

\velelier das üeschält behandelt wird, aus welchem sie ent-

springen.

5.

Ausgaben, die ihrer Eigenschaft nach vorhin noch auf einem

solchen Fond nicht lagen, können ihm ohne gemeinsames Einver-

ständnis beeder (Gewalten nicht auferlegt werden.

6.

l>ie Kirchspiels CassenVerwaltung, als Heiligen, Kirchen, All-

mosen u. d. gl. wird nach vernommenem Gutachten des Pfarrers

und des weltlichen Gemeindsvorsteher durch die landesherrliche

Beamte an tan^diehe Pfleger aus dorn Kij-elispiel übergeben, die sie

auch desfalls verpÜicht«'n. Das Veihur ihrer Re( hnung geschieht

durch die betieffenden Beamten und Landdechanten, nach näher

zu bestimmenden Formen und wegen der Ausgaben gilt auch

hier die vorige Bemerkung.

7.

Gleich wie unter Ki!( henvt'i iii(l«^'en nur jenes gehurt, das un-

mittelbar der Unterhaltung des Bitichövlichen und Pfarr-Gottes-
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dienstes oder des bischövlicheu und Pfarr-Olems gewidmet ist;

so kann unter jener Disposition dieses Vertra'is weder dasjenige

gezogen werden, das religiöse Ordensgenieinheiten geniessen, als

welches, so lang und so weit es ihnen der Staat gönnt, ihrer

eigenen Verwaltung und im Hauptwesen als StaatsVermögen der

alleinigen landesherrlichen OherDisposition zu allen Zeiten unter-

liegt; noch dubjeni-^e welches weltlichen milden Stiftungen eigen

ist, worüber dem Biscbov keine andere Einwirkung zusteht, als

die Sorge, dass sie dem katholischen Heligionstheil, soweit sie

ihm allein angehören, und der stiftungsmässigen Verwendung

nicht entzogen werden, weshalb ihm jährlich der summarische

Stand der Eiunuluaen, Ausgaben und des Fundi Bestands vor-

gelegt wird.

8.

Als weltliche milde Stiftungen sind anzusehen jene, welche

für hohe, oder Mittel- oder Land-Schulen, mithin hauptsächlich

für den ijolitiM-licii l'ntcirichl aller Art bestellen, und jene,

welche zu Krankcnverpiiegung, ArmenverpHeguug, Waisen Ei-

ziehung, Wittwenversorgung gewidmet sind, ohne Unterschied,

wie weit in älteren Zeiten mit oder ohne Beywürken geistlicher

Obrigkeit die Stiftung zn Stand gekommen sey.

9.

Wo eine Pfründe auf Capitalien gestiftet wäre, wird der

Pfründniesser, wenn er die Verwaltung selbst haben will, den

Bischoven und den Landesherm hinlänglich sicher stellen müssen,

dass er das Vermögen selbst nicht angreife tmd mindere; in

dessen p]rm:ini?lung wird die A'ui waltung durch landesherrlich

und bischöflich Gutüudeu m andei e Hände gelegt werden können.

10.

Wenn Pfründen eröfnet werden, so hat das Capittel, dem

er angehörte, es sey das Domcapittel, ein Landcapittel oder ein

Scliuistift« Capittel, einen Monat des Gehalts zu seiner Capittels-

Oasse zu beziehen, niuss nher auch für diejenigen Dienstver-

sehungen, welche während dieser Zeit fortgehen müssen, Sorge
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tragen: bleibt der Dienst länger offen, so soll das was davon

nach Abzug der VornteJitingskosteu eiübriget werden kann , zur

HiiH'te dem Dom- od« ! Pf'nrr-Hciligen, je nacbdem der Ver-

«torbene Einer oder der andern ivirclie uii mittelbar vermög seiner

Pfründe angehörte» zur andern Hälfte aber dem Ueneral-Seminar

zu Hiessen, die Schalstifter abgerechnet, wo es ganz der betreffen-

den Schulstifts Oasse verbleibt oder zufUlIt.

XVI. Von kirchlichen Gebäuden.

1.

Alle dem PfarrGottesdienst an Haupt- oder Filial Orten ge*

widmete Ver8ammhinj»8- und Wobniings-Gebihide werden aus

denen dazu geNviduittt ii ivii elit nlabrilven und Heiligen , oder

denen dazu verpflichtet ertindliduMi Zehudeu, in Ermanglung eines

oder des Andern Baufundi aber von den Kirchspielgliedern

unterhalten und so oft es nothig neu hergestellt werden. Alle

desfalsige Anordnung bleibt lediglieb der Tiandesberrliclien Für-

sorge anheimgestellt, die uulzuruien dem Bischov, so ol't uöthig,

freybleibt

2.

In der Oathedral- und in den Pfarrkirchen wird ein ausge-

zeichneter Vldz svyiif für die ersten Civil und Militär-Beamte.

3.

I^ebenCaj)ellen und andere zu besonderen Auduebten oder

zur Bequemlichkeit einzelner Gesellschaften oder Kirchspiels-

Glieder, gewidmete Gebäude werden nur in soweit unterhalten

und wiederhergestellt wenh n können, als sie der Hisebov liii- die

gemeine Erbauung nüzlieb tindet, und ein ihnen verb.ittfter

Baufond oder die freywillige Milde der Gläubigen Mittel dazu

darreicht

4.

Alle /iitn Gebrauch für Ordcüsf Jcistlitlu' aller Art ge-

widmete Kirchen auch Wohuungs- und Oekoüuuüe Gebäude sind

blosses Staats Eigeutlmm: so lang ein oder die andere Ordens-
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Gemeinheit vom Staat geduldet wird, wird auch von ihm Für-

sorge für deren Unterhalt frescliehcn ; sobald er sie aufzuheben

oder in aiiiiere Lokalitiiten zu verstzen ^uttintlet , werden ihm

auch alle diese Gebäude zur freyen Disposition stehen, die jedoch

über Kirchen zu weltlichem Gebrauch nicht gemacht werden

wird, ehe dem Bischov solches so zeitig verkündet worden, dass

er wegen der Rntweihun«? dasjenijüfe, was etwa nach Lage der

Umstände nuliiig ist, verlugen könne,

5.

Die Gottesäcker werden, wo sie auch noch um die Kirchen

herum sich befinden, ohne Anstand, sobald die StaatsObrigkeit

CS vcrlaiiiTt , von da weg und ausser den Ortschaften verlegt

werden. Xeu anzulegende können nie in die Ortbtliaften und

um die Haupt- oder Filialpfarrkirchen angelegt werden. Keinem

Christen, der nicht in Begehung eines groben Verbrechens oder

in der Untersuchung desselben, nachdem er dessen rechtlich ver-

dächtig erklärt worden, verstorben, wirtl der Plaz auf deni (Gottes-

acker des KIk lispiels, in welchen» er stirbt und zwar nach der

unverrückt zu beobachtenden Gräber ße^'he versagt werden können,

welcher Confession er sey.

6.

In Kirchen wird niemand (i ruften oder i^ein nu rte Gräber

haben oder das iUgriibniss vfriangeii kümieu; auss«M der Regent

und die zu seiner Familie gehörigen Personen und der Bischof

sammt den Amtsdomherm, die in der Hesidenz des Bischovs

starben. Wo ausserdem ein Bo^abnis in Kirchen verlangt wurde,

da werden die geistlichen und weltlichen IJeliörtlen solches Ver-

langen riniglichst zu beseitigen suchen und nur bey vorhandenen

hochwichtigen Gründen, worüber das Laude»heniiche Gutheissen

zuvor ausgewürkt ist, vom Bischov das Kirchenbegrabniss erlaubt

werden.
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Zweites Projekt,
für den Fall der Errichtung eines exempten, dem Papst unmittel*

bar untor*?cordneton Bistums.

Kfstt'ht lotliglich iu einer teilweise ahweichoinUn Fassung des

Art. IL

IL Von dem Verhältniss der Badischen Diöces
zur allgemeinen Kirche.

I.

Der Biscliov des Tladisclien Kurstaats wird einon Teil der

deutschen Katholischen Kirche ausmachen, mithin nicht blos za

allgemeinen sondern auch zu deutschen National Concilien be-

rufen werden müssen
;

dagegen aucli nicht gehindert werden

können in Einheit mit dem geistlichen ()l)erhaupt der Katho-

lischen Kirche zu bleiben und in jenen Stücken ihm unterworfen

zu seyn, wo der allgemeine Gebrauch der deutschen Kirche seine

Unterwürfigkeit festgcsezt hat

2.

Von aller MetrojKilitanalgewalt eines deutschen oder andern

Erzbischövliehen Stuhls aber wird der Bischnv des liadiM-heii

Kurstaats frey seyn und als exemt nur dem Römischen Hof un-

mittelbar untergeben seyn, mithin zu Metropolitanat Synoden

nicht berufen werden können: sondern es wird das Hecht, über

iVuiVechlhallung des GlaulKiis und der Kirclii ii/uclit zu wachen,

und das Kecht, üher die Vorstellung und Klagen gegen das

Standes- und Amts-Betragen des Bischovcns, sowie gegen seme

Entscheidungen , wo eine höhere Entscheidung nach deutschen

Kirchen Hellten stattfindet, /u erkennen, allein durch den Römischen

Hof uml deisücn verordnete CommiäBarien ausgeüht werden.

3.

Kein Unterthan wird jedoch genöthigt werden können, seiner

Angelegenheiten auswartsbin sich zu l)ege]>en, oder an fremden

Orten durch Anwähle liaiidi ln /ii lassen, scnidern es wird in drv

Kegel der Auftrag zum \ erhör der Partheieu und Zeugen oder
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zur üntersuchung der Sache jederzeit auf Geistliche des Kur-

staates erkannt werden , und wenn auch die Wichtigkeit erforderte,

einen eigenen Pabstlichen Prälaten zu Sachen als Oommissarius

zu verordnen, |
welcher ilanii zuvor seinen Hiiitritt ins Land cirui

Liaiidesherrn an/.eigen und das Landesherrliche (Truthciss^ n abzu-

warten hat], 80 werden ihm ein oder zwey innländische des Landes

kundige Qeistliche als Beysizer zugeordnet werden.

wie im andern Project.
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